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denn im großen Verband mit der alten Gemeinde

wären dieſe Dinge ganz zweifellos nicht vorgekom

men ; da hätten ſich von ſelbſt ſchon ganz andere

Es iſt aber auch nicht ſo , als ob wir

rgendwie unfreundlich gegenüber

geſtanden hätten ; vielmehr iſt es ſo , daß wir bereit

geweſen ſind und finanzielle Mittel zur Verfügung

geſtellt haben für ihr gottesdienſtliches Lokal , für das ,

vas ſie irgendwie bedürfen . Es iſt ihnen auch ver

ſprochen worden , in ausreichender Weiſe zu helfen

dafür , daß ſie das bekommen , was immer von der

Kirche verantwortet werden kann zu ihrem kirchlichen

Gedeihen . Es bleibt dabei eine bedauerliche Tat

ſache , daß der Kirchenbeſuch in dieſer großen Kirchen

gemeinde von jeher ein recht kleiner geweſen iſt und

auch heute noch ſo genannt werden muß . Es ſoll

daher ſelbſtverſtändlich von hier aus alles getan

verden , was das kirchliche Leben , die Frömmigkeit

in der Gemeinde fördert . Wenn nun jemand meint ,

daß die Kirchenregierung einen Fehlgriff gemacht
und das religiöſe Leben nicht gefördert habe , ſo

meine ich : Noch viel weniger hat die unaufhörliche

und ſkrupelloſe Agitation im perſönlichen Verkehr

Wege gezei

der Gemeinde

Siebente

und in den Zeitungen das kirchliche Leben gefördert

( Sehr richtig ! bei den Poſitiven . )

Aus allen dieſen Gründen möchte ich Sie bitten :

Stimmen Sie dem , was hier die Kommiſſion be

ſchloſſen hat , zu ! Wie die Dinge einen guten Ab

ſchluß bekommen , das ſteht nicht in meiner Hand .

Aber davor möchte ich doch warnen , daß man ſagt :

„ Es wird ſo und ſo kommen , auch ein Beſchluß der

Synode ändert nichts . “ Ich perſönlich habe alle

Achti vor dem Geiſtlichen dort , der in erſchwer
teſten Verhältniſſen ſich nichts hat zuſchulden kommen

laſſen — ſonſt wäre es längſt irgendwie bekannt

geworden —, ſondern in einer großen Zurückhaltung
und Verzichtleiſtung , ſelbſt in Hinſicht der Wohnung ,

bei einem unerhörten Widerſtand , der ihm von ein

zelnen entgegengebracht worden iſt , ſich bisher tadel

los benommen hat . Ich hätte gewünſcht , daß der Herr

Burgſtahler ſolchem Verhalten entſprechend geſagt

hätte : „ Ich gehe hin , wo die Behörde mich hinſetzt . “

Bei der nun folgenden Abſtimmung wird der

Ausſchußantrag gegen 11 Stimmen angenommen .

Die Sitzung wird darauf mit Gebet des Ab

geordneten Löw geſchloſſen .
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Achte öffentliche Sitzung .

Karlsruhe , Samstag den 12 . Mai 1928 ,

vormittags 9½ Uhr .

Vizepräſident Wilhelm Schulz eröffnet die Sit

zung ; Abgeordneter Hofheinz ſpricht das Eingangs

gebet

Vizepräſident Wilhelm Schulz : In

genſtunde iſt es unſere erſte Pflicht , herzlich eines

Mannes zu gedenken , deſſen ſterbliche Hülle heute

früh in Mannheim ihrem letzten Ruheplatz zu⸗

getragen werden wird . Es iſt Herr Kirchenrat

Theodor Achtnich , der in den Jahren 1919/21 Mit

glied unſerer Synode geweſen iſt . Unſer Mitglied

der Abgeordnete Roſt , wird die Begräbnisfeier

halten . Achtnich iſt aus der Herrnhuter Gemeinde

hervorgegangen und zu uns herüber nach Baden

gekommen . Ich habe noch in Erinnerung , wie er

als junger Vikar ich denke , in Mannheim

geweſen iſt : eine ſchon durch die hohe Geſtalt jungen

Leuten ſich feſt einprägende Erſcheinung . Später

habe ich ihn und wohl wir alle kennen gelernt als

einen liebenswürdigen und freundlichen Geiſtlichen ,

der lange als Seelſorger in der Illenau tätig

geweſen iſt und nachher lange in ſeiner Kirchen

gemeinde in Mannheim , wo er allgemein beliebt war .

Schon ſeit längerer Zeit hat er ſich in den Ruheſtand

zurückgezogen gehabt , war aber immer noch an der
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Arbeit für die Kirche . Diejenigen unter uns , die

das Mannheimer Gemeindeblatt geleſen haben , wer

den ſich dann und wann gefteut haben , ihn zu hören ,

wie er aus ſeinem Leben und aus Familiengeſchichte

erzählte und wie er da und dort einmal auch zu

Fragen der Gegenwart Stellung nahm . Wir ge

denken ſeiner in Liebe und Treue und wollen ſein

Andenken ſo ehren , wie wir es gewohnt ſind , indem

wir uns von den Sitzen erheben . ( Geſchieht . ) Ich

danke Ihnen .

Es ſind zwei Eingänge gekommen , nämlich

a. Vorlage des Oberkirchenrats über das Kirchen

vermögen und die Nachweiſung über die Ver

wendung der allgemeinen Einnahmen ,

b. Zweiter Nachtrag zum Haushalt

Sie ſind bereits in der Kommiſſion verwendet

worden und wir können wohl heute morgen noch an

ihre Behandlung hier kommen .

Wir wollen nun zurückgehen an den Punkt :

Entwurf eines kirchlichen Geſetzes , die Abänderung

der Kirchenverfaſſung betr . ,

und zwar Art . 1 Ziff . 3, wo wir geſtern ins Stocken

geraten ſind . Ich bitte dazu um Wortmeldungen

Abgeordneter Bender⸗Mannheim : Unſere Frak⸗

tion hat heute morgen dieſen Gegenſtand noch in

kurzer Sitzung behandelt und wir ſind der Meinung

geweſen , daß , wenn auch die übergroße Mehrzahl

unſerer Abgeordneten die Beibehaltung des Pfarr⸗

wahlrechts der landeskirchlichen Pfarrer empfohlen

hätte , wir doch darauf das Gewicht nicht legen

wollen , daß darüber die anderen Punkte des Art .1
nicht zur Annahme kommen . Wir ziehen alſo unſeren

Antrag auf Herausnahme der landeskirchlichen

Pfarrer aus dieſem Artikel notgedrungen hiermit

zurück .

Abgeordneter D. Frey ( zur Geſchäftsordnung ) :

Dann beantrage ich , daß nach S 22 der Geſchäfts⸗

ordnung die Abſtimmung über den uns vorgelegten

Antrag des Ausſchuſſes in Ziff .3 wiederholt wird .

Die Abſtimmung iſt zu wiederholen , wenn es von

10 Mitgliedern des Hauſes verlangt wird . Das iſt

der Fall .

Vizepräſident Wilhelm Schulz : Erhebt ſich

Widerſpruch ? — Es iſt nicht der Fall . Alſo iſt der

Antrag genügend unterſtützt .

Ich leſe nun noch einmal vor , was da unter

Ziff . 3 ſteht :

„ Das den Mitgliedern des Kirchengemeinde⸗

ausſchuſſes und der Bezirksſynode zuſtehende

Wahlrecht dürfen dieſe Geiſtlichen ( das ſind die

landeskirchlich angeſtellten Geiſtlichen ) nicht aus

üben . “

Wünſcht jemand dazu das Wort ? — Das Wort wird

nicht begehrt . Wer iſt für Annahme dieſes Antrags ?

er möge ſich erheben Mit überwiegender Majo

rität angenommen

Berichterſtatter Abgeordneter Schäfer : Meine

verehrten Damen und Herren ! Wir kommen jetzt

zu Ziff . 4 des Antrags Schäfer⸗Fitzer , der ja unſeren

Verhandlungen zugrunde liegt . Es handelt ſich hier

um eine Abänderung des § 26 Abſ .1 der Kirchen

verfaſſung . Nach dem beſtehenden Recht wird der

Kirchengemeinderat gewählt von dem Kirchen

gemeindeausſchuß , und der Kirchengemeindeausſchuß

beſteht , abgeſehen von den Geiſtlichen , aus den Ver

tretern und aus den Kirchengemeinderäten . Die

Folge davon iſt , daß , wenn Neuwahlen ſtattgefunden

haben , aus dem Grund , weil der alte Kirchen —⸗

gemeinderat ſo lange im Amt bleibt , bis er erſetzt iſt

durch einen neuen Kirchengemeinderat , auch die

alten Kirchengemeinderäte zuſammen mit den neu

gewählten Vertretern mitwirken zur Wahl des neuen

Kirchengemeinderats . Das iſt eine Beſtimmung , die

für die Übergangszeit praktiſch geweſen ſein mag ;

heute aber kann man ſie nicht mehr als wünſchens⸗
wert bezeichnen . Es iſt doch eine eigene Sache , daß ,

wenn Neuwahlen ſtattgefunden haben , die alten

Kirchengemeinderäte , die unter einer ganz anderen

Konſtellation gewählt worden ſind , nun mitbeſtim

mend ſind für die Wahl der neuen Kirchengemeinde

räte . Infolgedeſſen ſchlägt Ihnen die Kommiſſion

vor , daß an Stelle der Worte „ vom Kirchengemeinde⸗

ausſchuß “ ( der den Kirchengemeinderat wählt ) geſetzt

werden die Worte „ von den Vertretern und den

ein Gemeindepfarramt verwaltenden ſtändigen Geiſt
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lichen “ , ſo daß alſo die alten Kirchengemeinderäte ,
die effektiv noch im Amt ſind , bei der Wahl des neuen

Kirchengemeinderats nichts mitzureden haben .

Die Kommiſſion beantragt daher die Annahme

der Ziff . 4.

Einſtimmig angenommen .

Berichterſtatter Abgeordneter Schäfer :

Die Ziffern 5, 6 und 7 ſind lediglich redak⸗

tioneller Natur und die logiſche Folge unſerer bis⸗

herigen Beſchlüſſe . Was von dem Kirchengemeinde⸗
rat und ⸗ausſchuß gilt , das muß natürlich auch vom

Sprengelausſchuß gelten . Es ſind deswegen die

Ziffern 5 und 6, die Anderungen der Verfaſſung

betreffen , die logiſche Folge der bisherigen Um⸗

änderungen , ebenſo wie die Wahlordnung in §S 25

Abſ . 1 in dieſem Sinne geändert wird . Auch das

ſchlägt Ihnen die Kommiſſion vor .

Die Ziffern 5, 6 und 7 werden einſtimmig

angenommen .

Berichterſtatter Abgeordneter Schäfer : Wir

kommen zu Ziff . 8. Nach § 88 Abſ . 1 der Kirchen

verfaſſung haben die nicht am Tagungsort wohnen
den Mitglieder der Bezirksſynode , des Bezirks⸗

kirchenrats und der Schulſynode Tagegelder und

Vergütung ihrer Reiſekoſten zu bekommen und der

Aufwand des Kirchenbezirks wird , ſoweit er nicht

auf andere Weiſe gedeckt iſt , auf die Gemeinden des

Bezirkes umgelegt .
Wir ſind der Anſicht , daß dieſe Beſtimmung nicht

ſo wichtig iſt , daß ſie in der Verfaſſung Aufnahme

finden ſoll , und es liegt Ihnen ja ein Sondergeſetz

vor . In Zukunft ſoll dieſe Sache alſo auf dem Wege
des einfachen Geſetzes geregelt werden und es wäre

damit Abſ . 1 des § 88 aus der Verfaſſung zu

ſtreichen .

Der Verfaſſungsausſchuß beantragt daher , es

ſolle § 88 Abſ . 1 KV geſtrichen werden .

Abgeordneter Fitzer : Ich möchte auf die juri⸗

ſtiſche Möglichkeit hinweiſen , die ſich aus der Strei⸗

chung dieſes Abſatzes des § 88 ergeben könnte .

Wenn das andere Geſetz , das vorgeſchlagen wird ,
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abgelehnt wird , fehlt es an einer Grundlage für die

Entlohnung der Leute , die Tagegelder zu bekommen

haben . ( Abgeordneter D. Frey : Sehr richtig ! )

Abgeordneter Bender⸗Mannheim : Ich wollte

anheimgeben zu erwägen , ob nicht die Abſtimmung
über dieſen Punkt der Verfaſſungsänderung ſolange

auszuſetzen iſt , bis jene andere Frage in Ordnung

gebracht iſt .

Die Abſtimmung wird danach einſtweilen aus⸗

geſetzt .

Berichterſtatter Abgeordneter Schäfer : In § 120

KW iſt die Frage geregelt , ob und unter welchen

Vorausſetzungen die Kirchenregierung ermächtigt iſt ,

Geſetze und Verfügungen , die an ſich der Zu —

ſtimmung der Landesſynode bedürfen , vorläufig zu

erlaſſen , und es iſt da geſagt , es ſei dann möglich ,
wenn ſie dringend nötig und unverſchieblich ſind und

wenn weiter die Berufung einer außerordentlichen

Landesſynode nicht möglich iſt oder ſich durch die

Erheblichkeit der Sache nicht rechtfertigen läßt . Der

Wortlaut dieſer Beſtimmung geht alſo dahin , daß

nur in den Fällen , in denen keine außerordentliche

Landesſynode einberufen werden kann , dieſe Not⸗

geſetzgebung denkbar iſt , daß ſie alſo nicht Platz greift

dann , wenn die Synode vertagt iſt , ſondern nur

dann , wenn ſie geſchloſſen worden iſt . Das iſt jeden

falls der Wortlaut . Ob es auch der Sinn der Ver

faſſung iſt und ob man ſie extenſiv auslegen darf

oder nicht , darüber kann man ja verſchiedener Anſicht

ſein . Die Zweckmäßigkeit und die Notwendigkeit

aber erfordert , daß man die Kirchenregierung unter

allen Umſtänden in die Lage ſetzt , auch dann , wenn

eine Vertagung auf z. B. ein ganzes Jahr hinaus

ſtattgefunden hat , derartige Notgeſetze zu erlaſſen .
Da die Verfaſſung in dieſer Beziehung zum

mindeſten zweifelhaft iſt , ſo ſchlagen wir Ihnen vor ,

daß die Verfaſſung dadurch ergänzt wird , daß es

nicht nur heißt : „ wenn die Berufung einer außer⸗

ordentlichen Landesſynode nicht möglich iſt “, ſondern

auch dann , „ wenn die Wiedereinberufung einer ver⸗

tagten Landesſynode nicht möglich iſt “. Die Kom⸗

miſſion ſchlägt Ihnen alſo vor , es möge eine Ab

änderung in dieſem Sinne erfolgen .



Abgeordneter Eckert : Wir befürchten aus dieſer

Abänderung , es könnte ſich für die Kirchenregierung

die Möglichkeit eröffnen , die proviſoriſchen Geſetze

noch mehr , als das bis jetzt der Fall iſt , zu einem

Regelfall zu machen . Wir möchten uns dagegen ver

wahren , auch in der Offentlichkeit , daß das in der

Verfaſſung Feſtgehaltene in Frage geſtellt wird . Wir

werden dieſe neue Formulierung

ſtimmen .

deswegen gegen

Abgeordneter Fitzer : Die Ausführungen des

Herrn Abgeordneten Eckert ſind ja im Grunde

zweifellos richtig . Es iſt aber andererſeits doch zu

beachten , daß auch vorläufige Geſetze erlaſſen werden

müſſen , die eine Hinausſchiebung nicht ertragen

könnten , z. B . über die Errichtung von Pfarreien

oder andere Geſetze , wie wir ſie vorliegen haben

Deshalb ſind wir der Auffaſſung , daß wir trotz der

Bedenken , die auch in unſeren Reihen beſtehen , dieſer

kleinen Anderung zuſtimmen können , zumal ja die

Sache rechtlich auch nicht ganz zweifelsfrei erſcheint

Es ſind jetzt ſchon Rechtsſachverſtändige da , die

ſagen , auch unter der heutigen Geſetzgebung iſt es

möglich , oder iſt es richtig geweſen wie es jetzt

gefaßt werden ſoll —, daß die Kirchenregierung

berechtigt iſt , auch bei vertagter Synode Notgeſetze

zu erlaſſen . Um aber eine Klarſtellung herbeizu —

führen , ſtimmen auch wir dieſer vorgeſchlagenen

Anderung zu , die deutlich macht , daß auch bei ver

tagter Synode Notgeſetze erlaſſen werden können .

Abgeordneter D. Frey : Die Befürchtungen des

Herrn Abgeordneten Eckert dürften nicht zutreffen .

Wir tun es aus dem Grunde , damit die Verfaſſung

gewahrt wird , ſoweit ſie gewahrt werden kann

Wir haben geſehen , daß die Kirchenregierung auch

während der Zeit der vertagten Synode proviſoriſche

Geſetze erlaſſen hat , und wir haben ihr keinen er

heblichen Vorwurf daraus machen können aus dem

Grunde , weil die Verhältniſſe ſo lagen , daß es ver

nünftig war , es ſo zu machen . Wenn wir es aber

im gegebenen Fall zulaſſen und ſagen müſſen : „ſo zu

handeln iſt vernünftig geweſen , obgleich der Wort

laut der Verfaſſung es verbietet “ , dann haben wir

der Kirchenregierung einen Freibrief gegeben , auch

in Fällen , wo wir es ſachlich für unrecht halten ,

proviſoriſche Geſetze zu erlaſſen . Aus dieſem Grund

haben wir vorgeſchlagen , an der

Wortlaut der Verfaſſung nicht ſcharf das trifft , was

wir meinen , den Wortlaut genau zu faſſen , damit

hier nicht dem Belieben und Ermeſſen der Kirchen

regierung nach und nach Tür und Tor geöffnet wird

Alſo , im Grunde gehen wir ganz einig ; nur ſind

wir der Meinung , daß die Abſicht , die Sie verfolgen ,

durch die Annahme dieſer Beſtimmung viel eher

erreicht wird als durch die Ablehnung

Stelle , wo der

Schäfer⸗Fitzer

Antrag des Ausſchuſſes wird gegen

angenommen .

Der der Ziff . 9 des

entſprechende

8 Stimmen

Antrags

Ein Antrag D. Frey zur Geſchäftsordnung , die

Verhandlung hier mit der Geſetz

entwurfs über die Gebühren für Teilnahme an den

Bezirks⸗ , Pfarr⸗ und Schulſynoden ſowie an den

Pfarrkonferenzen fortzuſetzen , um dann die aus

geſetzte Abſtimmung über Ziffer 8 folgen zu laſſen ,

wird einſtimmig angenommen

Beratung des

Berichterſtatter Abgeordneter Kroenlein : Hohe

Synode ! Die Gebühren für die Teilnahme an den

Bezirks⸗ , Pfarr - und Schulſynoden ſowie den Pfarr

konferenzen ſind bisher durch verſchiedene Verord

nungen bezw . Bekanntmachungen geregelt geweſen

Während nach dem bisherigen § 88 Abſ . 1 der

Kirchenverfaſſung nur die nicht am Tagungsort

wohnenden Mitglieder der Bezirks - und Schul

ſynoden Vergütung der Reiſekoſten und Tagegelder

erhielten , bezogen die am Tagungsort wohnenden

Teilnehmer an den Pfarrſynoden und Pfarrkonfe

renzen jeweils die Hälfte der für die auswärtigen

Teilnehmer feſtgeſetzten Gebühren . Für die Bezirks

und Pfarrſynoden war hinſichtlich der Höhe der

Gebühren die Dienſtreiſekoſtenordnung maßgebend ,

d .h . die Aufwandsentſchädigung richtete ſich nach

dem Zeitaufwand , während die Gebühr für die Teil

nahme an den Schulſynoden und Pfarrkonferenzen

durch Verordnung einheitlich ohne Rückſicht auf den

Zeitaufwand auf 3N . / feſtgeſetzt war . Dieſe ver

ſchiedenartige Regelung hat zu mancherlei Anſtößen



und teilweiſe unrichtiger Handhabung Anlaß ge

geben , weshalb auf der Synode ein

ng dieſer Gebühren „ in gleicher

§ 88 KV für die

e

Bezirks und

Schulſynoden getroffen iſt “, beantragt wurde

Nach der Vorlage der Kirchenregierung ( An

lage V) ſoll nun für die Teilnehmer an dieſen

Verſammlungen eine feſte Tagesgebühr von 5 JN. I1

ohne Rückſicht auf den Zeitaufwand gewährt werden

mit der Maßgabe , daß die am 33 wohnen

den Teilnehmer die Hälfte dieſer Gebühr erhalten

fN
einheitliche Regelu
i e ,Weiſe , wie ſie

ſollen

Der Finanzausſchuß hat , ſeinem letztjährigen

und von der Synode in der Sitzung vom 9. März

1927 einſtimmig angenommenen Antrag gemäß , ent

ſprechend der bisherigen Regelung für die Bezirks

und Schulſynoden den in Ihren Händen befind⸗

lichen Antrag des Berichterſtatters mit 7 gegen 5

Stimmen bei einer Stimmenthaltung angenommen ,

wonach der letzte Satz in §S 1 Abſ . 1 des Geſetz

entwurfs geſtrichen wird und die Tagesgebühr nur

die nicht am Tagungsort wohnenden Teilnehmer

erhalten ſollen . Davon wird die beſondere Entſchä

digung für etwaigen Verdienſtausfall nicht berührt

Mit den in dieſem Antrag enthaltenen Ande

rungen hat der Finanzausſchuß dem in vier Sitzun

gen beratenen Geſetzentwurf mit allen gegen eine

Stimme zugeſtimmt und empfiehlt Ihnen hiernach

deſſen Annahme . Nach dieſem Antrag hat der Abſ . 1

des §S 1 folgenden Wortlaut

Die an den Verſammlungen der Bezirks

und Schulſynoden teilnehmenden Mitglieder der

Bezirks⸗ und Schulſynoden ſowie die Teilnehmer

an den Verſammlungen der Pfarrſynoden und der

Pfarrkonferenzen erhalten Erſatz der Reiſeaus⸗

lagen und , ſoweit ſie nicht am Tagungsort

wohnen , eine feſte Tagesgebühr von 5 Nl .

Im übrigen iſt der Geſetzentwurf unverändert .

Abgeordneter Bender - Mannheim : Bei dem Hin

und Her der Anträge , die den Nichtmitgliedern des

Finanzausſchuſſes zwar jeweils zugegangen ſind ,

ihnen aber , wenn ſie den Ausſchußverhandlungen

nicht anwohnten , nicht erlaubten , ſich ein klares Bild
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über die Dinge zu machen , iſt es vielleicht nötig ,

eine zur Klärung beſtimmte Frage zu ſtellen . Die

Frage wäre die : Lehnt der Antrag , der uns jetzt

ſeitens der Kommiſſion empfohlen iſt , den Vorſchlag

der Regierungsvorlage ab ? ( Zuruf : Nein . ) Dann

muß ich ſchon um Klärung bitten

Abgeordneter Fitzer : Um es ganz klar auszu

drücken : Der ſpringende Punkt , in dem auch die

Kommiſſion uneinig war , war der , ob man , wie auch

dieſe Regierungsvorlage vorſieht , den Herren , die

am Tagungsort wohnen , Diäten gibt oder nicht .

Zuruf . ) Alſo an der Beſtimmung , die bisher in

der Verfaſſung (§S 88) ſtand , daß die Auswärtigen

die Diäten uſw . erhalten , iſt nichts geändert . Dar

über waren wir alle derſelben Anſicht . Nur in dem

einen Punkt gingen wir auseinander , den ich eben

präziſiert habe , und darüber müſſen wir uns hier

unterhalten .

Eines muß ich auch noch ſagen , was wir im

Ausſchuß ergänzt haben : Die Herren am Tagungs

ort , die ſehr weit draußen wohnen an Mannheim

iſt gedacht —, erhalten auch die Barauslagen erſetzt

Das
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jetzt auch in dem Antrag einbezogen und

ſoll zum Ausdruck gebracht werden . Wenn alſo einer

am — ingsort größere Auslagen für die Elektriſche

„ſoll er ſie auch erſetzt bekommen .

Abgeordneter D. Frey : Dann erlaube ich mir die

Anfrage , wie es bei dieſen Abgeordneten , die ſo

weit weg vom Verſammlungsraum wohnen , daß ſie

Fahrkoſtenvergütung bekommen müſſen , mit dem

Tagegeld ſteht . Es ſcheint mir ſehr unlogiſch

ſein , daß man ſagt : ſie ſind ſo weit weg , daß man

ihnen die Fahrkoſten vergüten muß , aber ſie ſind ſo

nahe , daß ſie keine Diäten brauchen , ſondern ruhig

zum Mittageſſen nach dauſe gehen können . Das

ſcheint mir ein Wiiderſppruch zu ſein .2.

Berichterſtatter Abgeordneter Kroenlein : Es

handelt ſich hier meiſtens um halbtägige Tagungen ,

ſo daß dieſe Dinge kaum in Betracht kommen . Die

Herren , die an dieſen Tagungen teilnehmen , werden

wohl in den meiſten Fällen in der Lage ſein , ohne

eine Zehrung außerhalb auszukommen und bei

Zeiten wieder nach Hauſe zu gehen .



Achte

Abgeordneter Bender - Mannheim : Man kann

darnach feſtſtellen , daß diejenigen Synodalen , die

gegen den Antrag der Kommiſſion ſtimmen , für die

Regierungsvorlage ſtimmen . ( Wird bejaht . )

wird zur Klärung jedenfalls am meiſten beitragen

( Lebhafte Zuſtimmung . )

Das

Abgeordneter Ernſt Schulz : Ich beantrage , die

Regierungsvorlage wiederherzuſtellen

Abgeordneter Bender⸗Mannheim : Ich ſchließe

mich dem an .

In der folgenden Abſtimmung wird zunächſt der

Antrag auf Wiederherſtellung der Regierungsvorlage

als Abänderungsantrag zum Antrag des Ausſchuſſes

mit allen gegen 19 Stimmen bei einer Enthaltung

angenommen .

Sodann folgt die Abſtimmung über die Re

gierungsvorlage ſelbſt . Angenommen wird § 1 mit

allen gegen 17 Stimmen bei einer Enthaltung

§§S 2 und 3einſtimmig , das Geſetz im ganzen und

die überſchrift gegen 10 Stimmen bei einer Ent

haltung .

Auf eine zweite Leſung wird verzichtet .

Vizepräſident Wilhelm Schulz : Jetzt können wir

zurückkehren zu dem

Entwurf eines kirchlichen Geſetzes , die Abänderung

der Kirchenverfaſſung betr . ,

und zwar zu Ziff . 8 des Art . 1 im Antrag Schäfer

Fitzer , über die wir die Abſtimmung ausgeſetzt

haben .

Art .1 Ziff .8 des Antrags Schäfer⸗Fitzer , der

auf Streichung des § 88 Abſ . 1 KV lautet , wird

einſtimmig , weiter dann der ganze Artikel 1 in

namentlicher Abſtimmung mit ſämtlichen Stimmen

angenommen .

Zu Art .2 des Geſetzentwurfs , die Abänderung

der Kirchenverfaſſung betr . , erhält das Wort

Berichterſtatter Abgeordneter D. Frey : Hohe

Synode ! Geſtatten Sie mir , daß ich Ihnen kein

Bild gebe von den Verhandlungen , wie ſie ſich im

Ausſchuß zugetragen haben ; denn wenn ich Ihnen

ein Bild davon geben würde , dann wüßten Sie am

Ende des Berichts ganz gewiß nicht , was nun
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eigentlich los iſt. ( Heiterkeit . ) Wir haben uns mit

dieſer Sache ſehr herumplagen müſſen , bis wir im

kleineren Kreis ins Klare darüber gekommen ſind .

Ich will alſo den Verſuch machen , den Bericht ſo

zu geſtalten , daß Sie zum Schluß wiſſen , um was

es ſich handelt , ſo daß Sie ſelber begründeterweiſe

abſtimmen können

Es handelt ſich zunächſt um Anderungen an

§ 126 KV . Dieſer Paragraph enthält in Abſ . 1,

2 und 3 Beſtimmungen , die ſich auf die Stellung

und Beſoldung der Mitglieder und Beamten des

Oberkirchenrats beziehen

Abſ . 1: Auf die Stellung und Beſoldung der

Mitglieder und Beamten des Ober

kirchenrats ſollen die für die Miniſterien

geltenden Grundſätze entſprechende An

wendung finden

Der Kirchenpräſident und die Mitglie

der des Oberkirchenrats haben An

ſpruch auf Gehalt , Ruhegehalt und

Hinterbliebenenverſorgung nach den

Beſtimmungen des kirchlichen Beamten

geſetzes
Abſ . 3: Die Zuruheſetzung den daſelbſt

beſtimmten allgemeinen Vorausſetzun

gen erfolgt durch die Kirchenregierung .

An die Stelle des urſprünglichen Abſ .4 der Ver

faſſung es iſt möglich , daß Sie nicht alle die

Deckblätter in Ihrer Verfaſſung haben ſind im

Jahr 1924 drei Abſätze getreten : 4, 5 und 6.

Der Abſ . 4 beſagt :
Der Kirchenpräſident kann jederzeit ſein

Amt niederlegen . Die gleiche Befugnis

ſteht den Mitgliedern des Oberkirchen

rats im Einverſtändnis mit der Kirchen

regierung zu .

Der Kirchenpräſident und die Mitglie

der des Oberkirchenrats können außer

dem ohne ihr Anſuchen aus dringenden

Rückſichten des Dienſtes durch die

Landesſynode zur Ruhe geſetzt werden

Der Beſchluß bedarf einer Mehrheit

von zwei Dritteln der Stimmberech

tigten .

Abſ . 2

Unter

Abſ . 5:
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Abſ . 6: In beiden Fällen beträgt der Ruhe

gehalt 80 %, desjenigen Dienſteinkom

mens , das der betreffende Beamte nach

ſeinem Dienſtalter beim Ausſcheiden

haben würde , wenn er in ſeinem Amte

geblieben wäre . Iſt der vom Amte

zurückgetretene oder von der Landes⸗

ſynode zur Ruhe geſetzte Beamte In⸗
haber einer Dienſtwohnung , ſo iſt ihm

voller Erſatz ſeiner Umzugskoſten zu

gewähren

Nun haben Sie wohl ſchon bemerkt , daß wir

uns beſtreben , alle diejenigen Dinge , die eigentlich

nicht in die Verfaſſung gehören , wie z. B . die Be

ſoldung , aus der Verfaſſung herauszunehmen ; denn

es hat keinen Sinn , dieſe vielen wandekbaren Dinge
mit dem Schutz der Verfaſſungsbeſtimmungen zu

umgeben . Mithin mußten die Abſätze 1, 2 und 3

und auch der Abſatz 6, der wieder von dem Ruhe⸗

gehalt der ausgeſchiedenen Mitglieder des Ober

kirchenrats handelt , weggenommen werden , und es

bleiben nur die dazwiſchen liegenden Abſätze 4 und 5

ſtehen

Wenn es alſo jetzt in Ziff . 1 der Vorlage heißt :

Der Kirchenpräſident kann jederzeit ſein

Amt niederlegen . Die gleiche Befugnis

ſteht den übrigen Mitgliedern des Ober⸗

kirchenrats im Einverſtändnis mit der

Kirchenregierung zu ,

ſo iſt das genau der Wortlaut , der bisher ſchon in

der Verfaſſung ſtand ; lediglich , daß das Wort „übri

gen “ vor „ Mitgliedern “ eingeſchoben werden ſoll

Und genau ſo iſt es mit der Ziff . 2 ( das iſt

der bisherige Abſ . 5 ) :

Der Kirchenpräſident und die übrigen

Mitglieder des Oberkirchenrats können

ohne ihr Anſuchen aus dringenden

Rückſichten des Dienſtes durch die

Landesſynode zur Ruhe geſetzt werden

uſw .

So weit tritt alſo keine Veränderung der Ver

faſſung ein . Die Anderung der Verfaſſung bezieht
ſich darauf , daß die vier Abſchnitte , von denen ich
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Ihnen geſprochen habe ( 1, 2, 3 und 6 ) , weil ſie

Gehaltsfragen regeln , aus der Verfaſſung heraus

genommen und in dem beſonderen Beamtengeſetz

geregelt werden ſollen . So weit iſt die Vorlage , der

Art . 2, verfaſſungändernd . Iſt dieſe Anderung der

Verfaſſung beſchloſſen , dann hindert natürlich nichts ,

daß dieſe Beſoldungsfragen in einem einfachen

Beamtengeſetz zur Erledigung kommen .

Ich habe nun nur noch hinſichtlich dieſer zwei

ſtehengebliebenen Abſätze einiges aus den Verhand⸗

lungen zu ſagen .
Der Volkskirchenbund hat den Antrag geſtellt ,

die Befugnis , das Amt von ſich aus niederzulegen ,
nicht ſämtlichen Mitgliedern des Oberkirchenrats ,

ſondern außer dem Präſidenten nur den geiſtlichen

Mitgliedern des Oberkirchenrats zu geben . Das

ſteht im Zuſammenhang mit einer anderen Auf

faſſung der Stellung der Oberkirchenräte überhaupt .
Der Volkskirchenbund denkt dabei daran , daß dieſe

Oberkirchenräte dann eben ohne weiteres wieder in

ihre Pfarrämter zurückkehren können . Es handelt

ſich alſo an dieſer Stelle nicht nur um eine gegen⸗

ſätzliche Beurteilung der Einzelbeſtimmung , ſondern

die andersartige Auffaſſung von der Leitung der

Kirche , dem Aufbau der Kirchenbehörden überhaupt
wirkt hier an dieſer Stelle noch herein .

Im Ausſchuß iſt aber die Vorlage der Kirchen

regierung in dieſer Ziff . 1 mit allen gegen eine

Stimme angenommen worden und in der Ziff . 2

war der Ausſchuß überhaupt einſtimmig .

Ich habe alſo namens des Ausſchuſſes zu be

antragen , Hohe Synode wolle beſchließen :

§ 126 der Kirchenverfaſſung erhält die in der

Regierungsvorlage vorgeſchlagene Faſſung .

Ich glaube , es würde ſich empfehlen , wenn ich

jetzt mit dem Bericht abbrechen würde , weil hier

die die Verfaſſung ändernden Beſtimmungen er

ledigt ſind . Erſt wenn hierüber beſchloſſen iſt , können

wir zu den folgenden Ziffern übergehen .

Abgeordneter Eckert : Wir wollten unſerer Be⸗

friedigung darüber Ausdruck geben , daß der Abſchnitt

des § 126 künftig nicht mehr in der Verfaſſung

erſcheinen ſoll , der über die Gehaltsregelung der



die die Ordnung einer Kirche feſtlegtVerfaf er

die Gehälter für die Spitze dieſer Kirche ſichergeſtellt

mit einer Zweidrittelmehrheit die
waren , da ja

Ve erpfl ichtung

graphen erwachſen , umgeſtoßen werden konnten

Wenn wir dem Art . 1 im erſten Abſchnitt nicht

n, die der Kirche aus dieſem Para„

zuſtimmen können , ſo hat das nicht nur den Grund

den der Herr Berichterſtatter eben angeführt hat ,

ſondern auch einen anderen Grund : Wir wollen

nicht nur darauf abheben , daß die geiſtlichen Mit

glieder des Oberkirchenrats jederzeit wieder in de

Pfarrdienſt zurücktreten können , ſondern wir wollen

auch verhindern , daß den weltlichen Mitgliedern die

Möglichkeit gegeben wird , ihr Amt beliebig nieder

zulegen . Wir wollen das , weil wir der Auffaſſung

ſind , daß die weltlichen Mitglieder des Oberkirchen

rats als Beamte der Kirche zu betrachten ſeien , die

jenſeits von der kirch enpolitiſchen Konſtellation ih

Amt kontinuierlich auszuüben haben , ſo wie das im

Staat auch der Fall iſt. Wir ſehen nicht ein , daß

dieſe Beamten durch die kirchenpolitiſchen Schwierig

keiten in ihrer Amtstätigkeit gehemmt oder dadurch

gar veranlaßt werden ſollen , ihr Amt ni iederzulegen

wie wir überhaupt dafür ſind , daß die Beamtenſchaft

unſerer Kirche aus dem kirchenpolitiſchen Leben

herausgenommen werde . Wir glauben , daß wir

dadurch nicht nur den Beamten einen Dienſt er

weiſen , ſondern auch einer gedeihlichen Weiterent

wicklung unſerer Kirche .

Wir werden gegen die Ziff . 1 ſtimmen , ſelbſt

verſtändlich aber für den Art . 2 1 die Mö 30110chkeit

gibt , den Kirchenpräſidenten und die übrigen Mit

glieder des Oberkirchenrats ohne ihr Anſuchen

penſionieren

Angenommen werden dann von Art . 2 Ziff . !

der Abſchnitt 1 mit allen gegen 6 Stimmen , der

Abſchnitt 2 einſtimmig und ſchließlich die ganze

Ziff .1 als verfaſſungändernd in namentlicher Ab

ſtimmung mit allen Stimmen .

Berichterſtatter Abgeordneter D. Frey : Nachdem

munmehr die Ordnung der Bezüge der Mitglieder

amten des Oberkirchenrats nicht mehr in der

muß im Beamtengeſetz Vorſorge

dafür getroffen werden . Es
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alſo dort eine Er

gänzung notwendig . Nun en ält das Beamtengeſetz

ſchon die Feſtſtellung , daß die Beſoldung der

Mitglieder und Beamten des Oberkirchenrats die für

ie Miniſterien geltenden Grundſätze entſprechende

finden . Lediglich für das , was zu tun

denjenigen Mitgliedern des Oberkirchenrats ,

die , ſei es auf eigenen Wunſch im Einvernehmen

mit der Kirchenregierung , ſei es durch Beſchluß der

Landesſynode , aus dem Amte ausſcheiden , iſt keine

Ordnung getroffen , weil wir im Staat keine paral

lelen Vorgänge haben , die elbſtverſtändlich in An

wendung zu bringen wären

ſich nun die Frage : Wie ſollen ſie

en ? Ich 1 nache nochmals darauf
f

auf

uß darüber
beh

merkſam denn wir waren im A
83

uneins Es handelt
ſich um die Möglichkeit des

Ausſcheidens aus eigenem Willen mit Zuſtimmung

der Kirchenregierung , und es handelt ſich um Aus

ſcheiden auf Beſchluß der Landesſynode . Da war

zum Teil die Meinung vertreten , es ſollte hier ein

Unterſchied gemacht werden , zum Teil die gegen

teilige Auffaſſung . Beides hat etwas für ſich. Die

Abſtimmung im Ausſchuß hat dann ergeben , daß die

beiden Möglichkeiten hinſichtlich des Ruhegehaltes

gleichmäßig behandelt werden ſollen , daß da kein

Unterſchied gemacht werden ſoll . Der hierfür maß

gebende Geſichtspunkt war der : Wir wollen nicht ,

wie es ſonſt eingetreten wäre , diejenigen , die auf

Beſchluß der Synode in den Ruheſtand treten , in

ihrem Ruhegehalt beſſer ſtellen als die anderen , weil

ſonſt der für die Kirche viel angenehmere Weg , daß

zu einer Beſchlußfaſſung der Synode nicht kommt ,

ſondern daß vorher durch Übereinſtimmung zwiſchen

dem betreffenden Beamten und der Kirchenregierung

ein Ausſcheiden ermöglicht wird , verbaut wird Im

Falle der Freiwilligkeit bekäme ſonſt der betreffende

Beamte weniger Ruhegehalt als im andern Fall . Es

wäre doch mindeſtens eine Ungerechtigkeit , wenn in

einem ſolchen Fall , wo der Beamte dem Wunſche

der Landeskirche vielleicht entgegenkommt und der

Synode einen Beſchluß erſpart , er mit einem ge —
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ringeren Ruhegehalt dafür beſtraft würde . Das war

der durchſchlagende Geſichtspunkt . Deshalb haben
wir uns alſo mit Mehrheit auf den Standpunkt
geſtellt , beide Fälle ſollen gleich behandelt werden .

Als wir nun ſo weit waren , hat es ſich noch
darum gehandelt : wie viel ſollen die Betreffenden ,
die ausſcheiden , bekommen ? Da muß ich vorweg

ſagen : im Jahre 1924 hat die Synode — heute

müſſen wir ſagen : leider gemeint , man mache die

Sache mit der damals angenommenen Beſtimmung

gut , man werde dadurch einen Weg ſchaffen , auf

dem die damals für notwendig erachteten Anderun —

gen in der Beſetzung der höchſten Stellen in der

Kirche erleichtert würden . Aber wir haben damals

ein Geſetz geſchaffen , wie es in ganz Deutſchland ,

und jedenfalls auch ſonſt in der Welt , keines mehr

gibt , nämlich daß die Ausſcheidenden den Höchſt —

ruhegehalt bekommen , den ſie auf Grund ihres

Dienſteinkommens und Dienſtalters beim Ausſchei

den haben können , und daß , wenn ihr Gehalt im

Falle des Verbleibens im Amte in die Höhe ge —

gangen wäre , zu derſelben Zeit dann auch der Ruhe —

gehalt in die Höhe gehen muß . Das iſt natürlich eine

Unmöglichkeit ; das geht nicht an . Wir haben durch
die Beſtimmung , die wir dort getroffen haben , einen

unhaltbaren Zuſtand in der Kirche geſchaffen , näm⸗

lich daß wir Ruhegehälter haben , mindeſtens in

einem Falle , die über das Maß deſſen hinausgehen ,
was der Staat im gleichen Fall an Ruhegehalt
gewährt . Wir haben einen Kirchenpräſidenten im

Ruheſtand , der um einige tauſend Mark mehr Ruhe⸗

gehalt bezieht , als ein badiſcher Miniſter Ruhegehalt

erhält , und wir ſagten uns : bei dieſer Gelegenheit
muß das geändert werden . Ich habe die Über⸗

zeugung , daß , wenn die Synode einen Beſchluß in

dieſer Richtung faßt und ſagt : die Kirche kann ihre

Ruhegehälter nicht ins Maßloſe anſteigen laſſen ,

ſondern ſie macht da Halt , wo der Staat Halt macht ,

auch bei der oberſten Stelle in unſerer Kirche , beim

Kirchenpräſidenten , wird da Halt gemacht — und

zwar nicht nur bei denjenigen , die jetzt im Ruheſtand

ſind , ſondern auch künftig —, wo der Staat bei

ſeinen Miniſtern Halt macht , — ich habe die Über —

zeugung , daß das ſo einleuchtend und durchſchlagend

Sitzung

iſt , daß ſich niemand , auch die von dieſem Beſchluß

Betroffenen , der Richtigkeit dieſes Gedankens werden

entziehen können . Ich glaube , daß ſie ſich ohne

weiteres dieſem Votum der Synode unterwerfen

werden .

Es ſtanden ſich alſo zunächſt zwei Meinungen

gegenüber . Daß wir von der ſtaatlichen Regelung

ausgehen wollten , das war ſicher . Bei der ſtaatlichen

Regelung iſt eines bemerkenswert : dort iſt eine

Höchſtgrenze für den Ruhegehalt gezogen , die nicht

überſchritten werden darf . Der Miniſter im Ruhe

ſtand bezieht denſelben Gehalt wie der Miniſterial

direktor . Ein Miniſter hat alſo nur während ſeiner

Dienſtzeit als Miniſter einen höheren Gehalt als der

Miniſterialdirektor , dagegen , wenn er in den Ruhe

ſtand geht , bezieht er den Ruhegehalt des Miniſterial

direktors , aber auch dieſen nur , ſoweit ein beſtimmter

Betrag nicht überſchritten wird ; und das ſind

13 000 , berechnet aus dem Grundgehalt , wozu

dann noch das Wohnungsgeld mit 1440 J . , kommt .

Das iſt alſo die Höchſtleiſtung , die der Staat einem

Ruhegehaltsempfänger gewährt . Wir haben uns

geſagt , das müſſen auch wir in das Geſetz auf —

nehmen . Deshalb finden Sie in dem Antrag Frey

Fitzer , den der Ausſchuß zum Schluß ſich zu eigen

gemacht hat , als letzten Satz : „ Der Ruhegehalt darf

14 000 ½,½%, nicht überſteigen . “ Damit iſt alſo die

oberſte Grenze gegeben .

Im übrigen aber waren wir zunächſt uneins :

ſollen diejenigen , die in den Ruheſtand gehen , den

Ruhegehalt nach den ſtaatlichen Grundſätzen be

kommen auf Grund des Dienſteinkommens , das ſie

zur Zeit der Verabſchiedung haben ? Oder ſollen ſie

den Höchſtruhegehalt ihrer Stelle bekommen ? Für

das letztere war die ÜUberlegung maßgebend , daß es

vielleicht nicht leicht iſt , tüchtige Beamte aus dem

Staatsdienſt in den Kirchendienſt zu bekommen ,

wenn ſie der Gefahr ausgeſetzt ſind , auch ohne ihren

Willen in den Ruheſtand geſchickt zu werden , ſolange
ſie noch nicht im Höchſtgehalt ſind , ſondern vielleicht

noch einen Ruhegehalt beziehen , der niedriger iſt als

der , den ſie zu erreichen hoffen , wenn ſie im Staats

dienſt bleiben . Der andere Teil im Ausſchuß hat

geſagt : daß wir ſo weit gehen , iſt nicht notwendig ,
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denn wir nehmen in der Regel die Beamten , die

wir aus dem E taatsdienſt herübernehmen , von Haus

aus in eine höhere Gruppe herein und dadurch iſt

der Ausgleich geſchaffen . Noch waren wir aber nicht

eins geworden , da hat der Herr Abgeordnete Fitzer

allele zu dieſem Fall bei dem Staat doch4 1
eine

herausgefunden ; denn dort ſind Beſtimmungen ge

troffen für den Abbau von Beamten . In jener

Abbaugeſetzgebung hat es ſich auch darum gehandelt ,

daß Beamte ohne ihren Willen in den Ruheſtand

ich

möchte ſagen , beſonders günſtige Ruhegehaltsord

nung geſchaffen . Und dieſe im Staat geltende , für

ſolche Fälle beſonders günſtige Ruhegehaltsordnung

Das iſt jetzt ein Mittel

treten , und für dieſe Beamten war auch eine ,

haben wir nun übernommen .

ding zwiſchen den zwei Möglichkeiten : Ruhegehalt

auf Grund des Dienſteinkommens in dem Augenblick

der Zuruheſetzung und Höchſtruhegehalt , das er —

reichbar wäre der betreffenden Stelle . Dasauf
z zieht eine Mittellinie dazwiſchen ,ſtaatliche Geſetz

und wir glaubten , Ihnen dieſe zur Annahme auch

empfehlen zu müſſen , um ſo mehr , da auch der Ver

treter des Oberkirchenrats ſich mit dieſer Regelung

einverſtanden erklärt hat . Er hat ſich erfreulicher

weiſe auf den Standpunkt geſtellt : „ Mehr , als der

Staatsbeamte Ruhegehalt hat , wollen auch wir nicht ,

aber freilich , wir möchten auch nicht weniger haben ,

als im Staate gewährt wird . “ Und ſo glaube ich ,

daß dieſe Faſſung , die jetzt durch den Antrag Frey

Fitzer gefunden iſt , eine Löſung bedeutet , mit der

ſowohl wir als Synode und die Landeskirche als

auch die höchſten Beamten unſerer Landeskirche zu⸗

frieden ſein können .

Der Rechtsausſchuß ſchlägt Ihnen deshalb vor :

1. Das Geſetz , die Beamten der evang . ⸗proteſt .

Landeskirche in Baden betr . , erhält die im

Antrag D. Frey⸗Fitzer vorgeſchlagene Faſſung .

Die Ziffern 2 und 3 der Regierungsvorlage

und die zu dieſem Gegenſtand vorgelegten

Anträge ſind durch die Beſchlüſſe zu Ziff . 2

—

erledigt .

Abgeordneter Fitzer : Hohe Synode ! An und

für ſich hätten wir dieſe ganze Regelung , die wir

heute treffen , nicht gebraucht , wenn nicht die Re

gierungsvorlage gekommen wäre . Die Regierungs⸗

vorlage nämlich , ſo wie ſie gekommen iſt , hätte die

kirchlichen Beamten beſſer geſtellt als die ſtaatliche

nun haben wir ja in Art . 1 des

über die Dienſtbezüge der rein kirchlichen

Moanmmtot 11Beamten . Und

Geſetzes

Beamten die Vorſchrift , daß auf dieſe die jeweiligenC

ſtaatlichen beamtenrechtlichen Beſtimmungen ein

ſchließlich derjenigen über die Dienſtbezüge An

wendung zu finden haben . Daraus wäre konſe

quenterweiſe hervorgegangen : einmal die Limitie

rung des Höchſtgehalts mit 14 400 Jund für die

Beamten die Regelung nach den

d h für die abgebauten BeamtenNe dalch

geringer beſoldeten

Grundſätzen ,

Anwendung finden . Dieſe letztere

die abgebauten nicht in

rungsvorlage hineingearbeitet worden und darum

hätte die Annahme der

geführt , daß die kirchlichen Beamten beſſer geſtell

Beſtimmung über

Beamten iſt dieſe Regie

Regierungsvorlage dazu

wären als die Staatsbeamten . Es mußte daher ein

die Gleichſtellung

es ſind
Ausweg gefunden werden , der

gibt . Wir haben lange darüber diskutiert ,

alle möglichen Anträge geſtellt worden , bis ich mir

geſagt habe , es muß doch beim Staat etwas ähnliches

Zunächſt haben wir geglaubt , es ſei keine

daß
geben .

Analogie da ; aber endlich habe ich feſtgeſtellt ,

in dem § 35 Abſ . 3 des badiſchen Beamtengeſetzes

eine Beſtimmung über die abgebauten Beamten iſt .

Die abgebauten Beamten ſind ja auch gegen ihren

Willen in den Ruheſtand gekommen . Dieſe Regelung

iſt nun in der neuen Faſſung der Ziff . 5 verankert .

verhüten , daß ,

ein

hat namentlich den Zweck zu

ganz junger Beamter , z. B .

Dienſtjahre hat , ausſcheidet ,

Sie

wenn etwa ein

Beamter , der nur zehn

er auch 80 als Ruhegehalt bekommt , obgleich er

erſt zehn Jahre gedient hat , während der Sinn des

Ruhegehalts doch der iſt , daß der erdiente Gehalt

als Ruhegehalt genommen werden ſoll . Darum

mußte dieſe Beſtimmung getroffen werden , daß der

Vollanſpruch erſt eintritt , wenn der Beamte 25 Jahre

im Dienſt war , und daß nicht , wenn eines Tages

ein junger Beamter ausſcheidet , er auch mit 80 %,

entlohnt wird .
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Deshalb habe ich dieſe Faſſung vorgeſchlagen ,

die auch im Ausſchuß Annahme gefunden hat . Abſ . 2

iſt die logiſche Folge deſſen , was ich vorhin geſagt

habe : daß die beamtenrechtlichen Beſtimmungen über

die Limitierung der Ruhegehälter Anwendung zu

finden haben

Abgeordneter Eckert : Sie wiſſen , daß wir aus

unſerer grundſätzlichen Haltung das Ziel vor uns

ſehen , durch ein beſonderes Dienſt - und Beſoldungs⸗

geſetz , das ſich nicht auf das ſtaatliche Geſetz bezieht ,

die Gehaltsregelung durchzuführen für alle Beamten

und nicht nur für die Geiſtlichen in unſerer Kirche .

Obwohl unſer Antrag aus der letzten Synode , der

wenigſtens die geiſtlichen Mitglieder des Oberkirchen

rats erfaſſen und ihre Gehaltsregelung ſo getroffen

wiſſen wollte , daß der Gehalt der geiſtlichen Mit⸗

glieder des Oberkirchenrats in allen Stücken der

Regelung der Pfarrgehälter unterliege , nicht weiter

beachtet wurde , haben wir gehofft , diesmal durch

unſere Initiative wenigſtens zu erreichen , daß für

die geiſtlichen Mitglieder des Oberkirchenrats eine

andere Regelung getroffen wird als für die welt⸗

lichen Beamten . Es hat ſich aber gezeigt , daß auch

der Herr Berichterſtatter nicht daran gedacht hat ,

den von uns als neuformulierten Antrag einge⸗

brachten Vorſchlag mitzubehandeln , der in dieſer

Weiſe die Sache regeln wollte . Es blieb uns nichts

übrig , als das nach unſerer Auffaſſung Schlimmſte

zu verhüten und für alle Beamte des Oberkirchen⸗

rats , auch für die geiſtlichen , eine Regelung zu

treffen , die nicht über das hinausgehen ſoll , was die

Staatsbeamten in entſprechender Stellung für ſich

in Anſpruch nehmen dürfen .

Wenn wir deswegen dieſem Geſetz zuſtimmen ,

ſo tun wir das nicht , weil es uns etwa gefällt oder

unſeren Wünſchen in irgendeiner Weiſe entſpricht ,

ſondern weil wir in dieſem neuformulierten Antrag

Frey⸗Fitzer das kleinere Übel gegenüber der Regie⸗

rungsvorlage erblicken . Wir werden daher mit dieſem

Vorbehalt für die Annahme des Antrags Frey⸗Fitzer

ſein und ziehen unſere Anträge als erledigt zurück ,

die eine Begrenzung der Ruhegehälter der durch die

Penſionierung betroffenen Beamten zum Inhalt

Sitzung

haben . Wir tun das nicht mit leichtem Herzen , denn

wir wiſſen , daß dadurch der Eindruck entſtehen

könnte , als würden wir mit der Höhe der Gehälter

und auch mit der Art ihrer Berechnung einver

ſtanden ſein .

Abgeordneter Bender⸗Mannheim : Auch auf un

ſerer Seite hegen mit mir viele Abgeordnete den

Wunſch : es ſollte bei der erſten Möglichkeit die

uns allerdings , ſolange wir in der Frage der Ver

mögensabwicklung mit dem Staate ſtehen , noch nicht

gegeben zu ſein ſcheint ein eigener kirchlicher

Tarif für die kirchlichen Beamten geſchaffen werden ,

wie wir ihn für die Geiſtlichen unſerer Kirche be

ſitzen . Dieſes Ziel iſt anzuſtreben , auch wenn man

die vom Volkskirchenbund evang . Sozialiſten im

Verfaſſungsausſchuß vertretene Meinung nicht teilt ,

daß zwiſchen den weltlichen und den geiſtlichen Mit —

gliedern des Oberkirchenrats inbezug auf ihre

Gehaltsverhältniſſe und ihre Rechtsſtellung ein

Unterſchied gemacht werden ſolle . ( Zuruf vom Volks

kirchenbund : Irrtum ! ) Wir meinen , daß ein ſolcher

Unterſchied nicht gemacht werden ſollte , aus ſach

lichen Erwägungen heraus .

Dabei bleibt auch die Frage offen , ob in der

Zukunft die jetzige Formung der Spitze unſerer

Kirche in Regierungs - und Verwaltungsbehörde

bleiben ſoll , oder ob nicht ein Tag kommen wird

wo wir uns genötigt ſehen , eine andere Regelung

auch von uns aus zu erſtreben . ( Sehr richtig ! bei

den Poſitiven . ) Jedenfalls ſollte eine Regelung der

Beſoldungsfrage an ſich in abſehbarer Zeit , ſobald

es eben ohne Schädigung der Intereſſen der Kirche

möglich iſt , in dem Sinne erſtrebt werden , daß wir

einen kirchlichen Tarif bekommen und uns von dem

ſtaatlichen Vorbild freimachen . ( Sehr richtig ! Sehr

gut ! )

Abgeordneter Fitzer : Das , was Herr Abgeord —

neter Bender geſagt hat , haben wir auch im Aus

ſchuß erörtert . Wir waren in dieſem Punkt über⸗

einſtimmend derſelben Meinung . Nur iſt der Zeit

punkt noch nicht gegeben . Das hängt mit der

Abwickelung mit dem Staate zuſammen und man

wird wohl aus Zweckmäßigkeitsgründen noch zu
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Frage if unwarten die

Auseinanderſetzung erfolgt , weil , wenn wir es jetzt

machen , wahrſchein Anderungen eintreten könn

eine bedingen würden

Darum haben wir uns geſagt : in Übereinſtimmung

mit dem Oberkirchenrat wir die

in dieſer Weiſe regeln

ten , die zweite Anderung

wollen Sache jetzt

Berichterſtatter Abgeordneter D. Frey : Ich hoffe ,

daß der Herr Abgeordnete Eckert mir keinen Vor

wurf daraus machen wollte , daß ich die Anträge nicht

beſonders behandelt habe . ( Zuruf vom Volkskirchen

bund . ) Ich habe von vornherein geſagt , warum ich

die verſchiedenen Anträge es ſind ja im Verlauf

der Verhandlungen eine Reihe aufgetreten nicht

vorbringe . Ich will aber nun , damit kein Vorwurf

gemacht werden kann , mitteilen , daß zwei Anträge

vorliegen . Der eine beſagt :

Entſprechend dem ſtaatlichen Penſionsgeſetz für

Baden iſt ein Geſetz zu erlaſſen , daß kein Ruhe

gehaltsempfänger mehr als 13 000 7%. ½% Ruhe⸗

gehalt bezieht .

Und der zweite :
Bei den Ruhegehaltsempfängern , deren Be

züge die höchſte Stufe des Grundgehalts eines

aktiven Geiſtlichen erreichen oder überſchreiten ,

tritt keine Erhöhung ihrer Bezüge ein .

Dieſe Anträge werden alſo , ebenſo wie die anderen ,

die zwiſchendrin eingegangen ſind , heute durch die

Beſchlußfaſſung über das Geſetz als erledigt zu

erklären ſein .

Abgeordneter Eckert : Ich wollte einen Irrtum

berichtigen . Es war anſcheinend der Eindruck , als

ob wir grundſätzlich für eine andere Behandlung der

geiſtlichen und weltlichen Mitglieder des Oberkirchen

rats ſeien . Das iſt natürlich nicht richtig . Ich habe

ausdrücklich wenigſtens zu ſagen verſucht , daß wir

unter den gegebenen Verhältniſſen keinen anderen

Grundſätzlich haben wir wiederholt

zum Ausdruck gebracht , daß wir eine gleichförmige

Behandlung der Oberkirchenräte wünſchen , daß wir

eine beſondere Beſoldungsordnung für alle Beamten

und Geiſtlichen erſtreben

3
Weg ſehen

Fluß „ bis dieſe Es wird nun abgeſtimmt . Art . 2 Ziff . 2 wird

in der Faſſung des Antrags Frey⸗Fitzer einſtimmig

angenommen , mit allen Stimmen Ziff . 2 und 3 der

Regierungsvorlage und die zu dieſem Gegenſtand

vorgelegten Anträge durch die Beſchlüſſe zu Ziff . 2

für erledigt erklärt , ſchließlich das Geſetz im ganzen

bei 8 Enthaltungen und ſeine überſchrift einſtimmig

angenommen .

Es wird darnach aufgerufen :

C. 1. Antrag Dr . Dietrich und Gen . : Den Verzicht

auf die Staatsdotation betr .

2. Antrag Dr . Dietrich und Gen . : Die völlige

Trennung von Kirche und Staat betr .

Berichterſtatter Camerer : Hohe

Synode ! Der Bad . Volkskirchenbund evang . So

zialiſten hat an die vorige Synode folgenden Antrag

gerichtet :

Abgeordneter

„ Die Landesſynode wolle eine Kundgebung

beſchließen , in der ſie grundſätzlich ihren Willen

zu einer völligen , auch einer finanziellen Trennung

der Kirche vom Staat ausſpricht

Abſicht zum Ausdruck brin

gen , daß ſie gewillt iſt , die beſtehenden finanziellen

Verpflichtungen des Staates , die auf Grund alter

Rechtstitel geleiſtet werden , abzulöſen , um einen

klaren Überblick über das tatſächliche Vermögen der

Kirche zu ſchaffen und deſſen ſelbſtändige Verwal

tung in die Hand zu nehmen . “

Sie ſoll darin die

Dieſer Antrag wurde dem Verfaſſungsſonder

ausſchuß zur Vorberatung überwieſen , der in ſeiner

Mehrheit in der Sitzung vom 21. und 22. März 1928

dazu folgende Entſchließung gefaßt hat :

Der Landesſynode kann eine Kundgebung , wie

ſie in Abſ . 1 des Antrags verlangt wird , nicht

empfohlen werden . Es iſt wohl ein anzuſtrebendes

Ziel , die Kirche von unmittelbaren Zuſchüſſen des

Staates an ſie freizuſtellen , um jedes aus dieſer

Beitragsleiſtung des Staates mögliche Hemmnis

dagegen , daß die Kirche ſich voll und ganz ihrem

Weſen entſprechend entfalten kann , zu beſeitigen .
Da aber die evang . Landeskirche den Staatsbeitrag
von 900 000 7½ % jetzt und in den nächſten
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Jahren nicht entbehren kann , dürfte eine ſolche

Kundgebung z. Z. unzweckmäßig ſein .

Ebenſo unmöglich iſt aber auch jetzt eine Kund

gebung , die die völlige Trennung von Staat und

Kirche verlangt . Nach dem jetzt geltenden Staats —

kirchenrecht iſt die evang . Kirche eine Körperſchaft
des öffentlichen Rechts , ausgeſtattet mit Steuer⸗

hoheit . Bei einer völligen Trennung verliert ſie

dieſe Eigenſchaften und iſt dann nur noch ein

Privatverein , der ſeine Ausgaben aus den frei

willigen Beiträgen beſtreitet . So wie die Dinge

in Deutſchland aus der Vergangenheit her liegen ,
fühlt ſich das Kirchenvolk in ſeiner Mehrheit durch

die Eigenſchaft der Kirche als öffentlich - xechtlicher
Körperſchaft mit Steuerhoheit in ſeinen religiöſen

Empfindungen nicht beeinträchtigt und es wird

auf abſehbare Zeit nicht möglich ſein zu ſagen ,
wie ſich die Verhältniſſe geſtalten , wenn dieſe

völlige Trennung , von der auch die Weimarer

Nationalverſammlung bewußt Abſtand genommen

hat , durchgeführt werden würde . Nach Art . 138

der Reichsverfaſſung werden „ die auf Geſetz ,

Vertrag oder beſonderen Rechtstiteln beruhenden

Staatsleiſtungen an die Religionsgeſellſchaften
durch die Landesgeſetzgebung abgelöſt . Die

Grundſätze hierfür ſtellt das Reich auf . “ Da bis

her dieſes von der Reichsverfaſſung in Ausſicht
geſtellte Geſetz noch nicht ergangen iſt , ſind die

Länder zu einer Ablöſung im Wege der Geſetz —

gebung auch nicht berechtigt . Jedenfalls hat eine

Landeskirche kein Intereſſe daran , auf eine ſolche

Ablöſung zu drängen ; und dies um ſo weniger ,
als nach Art . 173 der Reichsverfaſſung bis zum

Erlaß des Reichsgeſetzes gemäß Art . 138 die

bisherigen auf Geſetz , Vertrag oder beſonderen

Rechtstiteln beruhenden Staatsleiſtungen an die

Religionsgeſellſchaften beſtehen bleiben .

Obiger Antrag wie die Entſchließung des Ver⸗

faſſungsſonderausſchuſſes lagen nun dem Rechts —
ausſchuß zur Beratung und Stellungnahme vor .

Dazu kommt ein zweiter , dieſer Synode vor —

gelegter Antrag des Volkskirchenbundes evang .

Sozialiſten , der lautet :

Sitzung

Die Landesſynode erklärt grundſätzlich den

NVerzicht der Landeskirche auf die vom Staat

gewährte Dotation .

b. Die abſolute finanzielle Trennung der Kirche
vom Staat ſoll etappenweiſe durchgeführt
werden und ſpäteſtens beim Ablauf der Amts

zeit dieſer Synode vollendet ſein .

Zur Begründung dieſes Doppelantrags wurde

vonſeiten der Antragſteller ſehr lebhaft darauf hin —

gewieſen , daß durch den Verzicht auf die Staats —

dotation und die völlige Trennung von Kirche und

Staat die Stellung der Kirche im Volke und be

ſonders die der Pfarrer eine freiere würde , indem

jeder Verkündiger des Evangeliums allen Vorwürfen

gegenüber gefeit ſei und darauf hinweiſen könne , er

beziehe keinerlei Mittel vom Staat und ſei nicht

abhängig von ihm , ſondern ſtehe lediglich da als

Glied der Kirche , der er diene . Dieſer Verzicht auf

die Staatsdotation wurde unter Hinweis auf vor

handene Mittel und in Parallelſtellung mit der

Exiſtenzmöglichkeit der Gemeinſchaften für tunlich

gehalten . Verliere die Kirche auf der einen Seite

die Eigenſchaft einer Körperſchaft des öffentlichen

Rechts und damit das Recht zur Erhebung von

Ortskirchenſteuer , ſo würde andererſeits bei der Not —

wendigkeit der Aufbringung der Mittel auf dem

Wege der Freiwilligkeit alles Halbe und Schwache ,

das nur teilnehmen wolle an der Förderung des

Kulturlebens durch die Kirche , wohl vielleicht ab

ſplittern ; doch würde gerade dadurch der kirchlichen

Gemeinſchaft ein ſtärkerer Zuſammenhalt , eine

Glaubens⸗ und Miſſionskraft geſchenkt werden

Dieſen Ausführungen gegenüber wurde von an —

derer Seite betont , wir würden auf dieſem gezeigten

Wege durch die Abſplitterung weiter Kreiſe an

Einfluß und Fühlung mit dem Volk reichliche Ein —

buße erleiden , wir würden zur Freikirche , die neben

ihrer Licht - auch ihre Schattenſeite habe , wie ſie uns

im Amerikanismus entgegentrete ; wir ſollten darum

dieſen Schritt wohl bedenken , wir ſollten nicht an⸗

fangen , ſolange man nicht wiſſe , wohin der Weg

führe . Da man bereits von Vorarbeiten des Staates

wiſſe , ſo ſolle man warten .
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Von dritter Seite wurde betont , daß das Ziel

wohl bleiben müßte , daß die Staatsdotation auf

gehoben werde ; aber den Weg von uns aus jetzt zu

beſchreiten , dagegen habe man aus praktiſchen Grün

den Bedenken .

Die Abſtimmung im Rechtsausſchuß hatte fol

gendes Ergebnis :

letztſähriger Antrag des Volkskirchenbundes

gegen eine Stimme abgelehnt bei einer Ent

haltung ,

neuer Antrag abgelehnt mit allen gegen eine

Stimme bei einer Enthaltung .

Abgeordneter Eckert : Die beiden Anträge , die

wir geſtellt haben , waren mit der Abſicht geſtellt , daß

die Frage der Trennung der Kirche vom Staat , die

in der Offentlichkeit ſehr ventiliert wird , auch einmal

von dem Gremium behandelt werde , das nach unſerer

Auffaſſung in erſter Linie zur Behandlung dieſer

Frage innerlich genötigt ſein müßte . Wir haben es

bedauert , daß dieſe Frage wohl ihrer finanziellen

Auswirkung für die Landeskirche nach hie und da

von den anderen Gruppen geſtreift worden iſt , daß

aber die grundſätzliche Frage und die grundſätzliche

Einſtellung der Kirche zu dieſer Angelegenheit nie ,

wenigſtens ſoweit wir die Berichte der Synoden

zurück verfolgen konnten , entſcheidend behandelt

wurde .

Wir ſind der Anſicht , daß der Rechtsausſchuß

und der Sonderausſchuß , in denen die Frage vor⸗

behandelt wurde , nicht zuſtändig geweſen ſind für

die Behandlung einer ſolchen Frage , bei der es ſich

weniger um Rechtsangelegenheiten , als vielmehr um

eine Frage handelt , die jeden verantwortlich in der

Arbeit unſerer Kirche Stehenden innerlich bewegen

muß . Darum ſehen wir es als eine Notwendigkeit

an , auch hier im Plenum einmal darüber zu reden .

Wir möchten wünſchen , daß alle Gruppen hier im

Plenum dazu Stellung nehmen .

Wenn es den anderen Gruppen möglich wäre ,

dem zuzuſtimmen , was von Herrn Oberkirchenrat

Friedrich als Ergebnis der Beratungen des Sonder⸗

ausſchuſſes zuſammengefaßt iſt , daß nämlich die

Landesſynode im Augenblick wohl eine Kundgebung

Sitzune

in unſerem Sinne nicht erlaſſen könne , daß es aber

ein ernſthaft anzuſtrebendes Ziel ſei , die Kirche vom

Staat loszulöſen , dann wäre mindeſtens etwas von

dem erreicht , was wir wollten . Es wäre ein Wort

geſagt dazu , daß wir nicht in alle Zeit hinein dieſes

Verhältnis zwiſchen Staat und Kirche , wie es jetzt

beſteht , als gut und für beide Teile erſprießlich

anſehen .

Es iſt richtig , auch die beſtehende Reichsver⸗

faſſung hat die Trennung von Kirche und Staat

nicht herbeigeführt . Wenn hier in dem Gutachten ,

das uns vorliegt , feſtgeſtellt wird , daß die Weimarer

Nationalverſammlung bewußt Abſtand genommen

habe , das zu tun , ſo iſt das nicht richtig . Die

Nationalverſammlung hat in ihrer Geſamtheit nicht

abſichtlich davon Abſtand genommen , die Kirche vom

Staat zu trennen , es kam vielmehr ein Kompromiß

zuſtande , das der Zuſammenſetzung der National⸗

verſammlung entſprach . Das Zentrum , die eine der

drei Parteien , die für dieſe Verfaſſung zuſtändig

waren , hat von ſich aus den größten Wert darauf

gelegt , daß die Rechtslage für die katholiſche Kirche

in erſter Linie für die katholiſche Kirche ge

ſichert bleibe . Auf dieſem Kompromiß , zu dem die

beiden anderen Parteien , die Demokraten ſowohl wie

die Sozialdemokraten , gezwungen waren , um das

ganze Werk der Verfaſſung nicht in Frage zu ſtellen ,

baut ſich die heutige Stellung von Kirche und Staat

auf . Es iſt keine klare Stellung ; und die Rechts⸗

gelehrten , die ſchon über dieſe neue Situation ge—

handelt haben in Broſchüren und Aufſätzen , ſtellen

ausdrücklich feſt , daß der Zuſtand nur ein vorüber⸗

gehender Zuſtand , ein interimiſtiſcher Zuſtand ſein

könne , daß die Tendenz der Entwicklung unter allen

Umſtänden auf eine völlige Trennung von Staat

und Kirche hinauslaufe .

Und nun ſind wir der Auffaſſung , daß dieſer

beſtehenden Tendenz der Entwicklung von der Kirche

aus zuvorgekommen werden ſoll , daß nicht der Staat

den Anlaß geben ſoll , nicht der Staat gewiſſermaßen
die Kirche abſchütteln ſoll , ſondern daß die Kirche

ſich frühzeitig und in einer Situation , die für ſie

noch verhältnismäßig günſtig iſt , vom Staat löſen

müſſe . Wir wollen damit nicht die Kirche in Schwie⸗
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rigkeiten hineinſtoßen , ſondern wir wollen ſie vor

Schwierigkeiten bewahren .

Nun kann man ja ſagen , daß man praktiſch in

dieſer Sache nichts unternehmen könne . Wir ſind

anderer Anſicht ; wir meinen , es iſt ſchon etwas ,

wenn die Synode Stellung nimmt , wie ich es vor —

hin ſagte , und wenn außerdem die Bereitſchaft zur

Aufgabe der Dotation erklärt wird . Wenn Herr

Oberkirchenrat Friedrich als Anſicht des Sonder —

ausſchuſſes feſtſtellt , daß der beſtehende Art . 173 der

Reichsverfaſſung den Kirchen die Bezüge ſichere , die

ſie aus Rechtstiteln herleiten , dann muß ich ſagen ,

daß die Summe , die wir bekommen , die Dotation

von 900 000 . ½%, nicht auf einem Rechtstitel ,

ſondern auf einem ausdrücklich immer wieder als

widerruflich bezeichneten Beſchluß des Staatsparla⸗

ments beruht . Die Aufgabe der Dotation würde

alſo , rechtlich geſehen , in keiner Weiſe dem Sinne

auch der beſtehenden Verfaſſung widerſprechen .

Praktiſch geſehen , ſoll nun die Aufgabe der

Dotation im Moment eine finanzielle Kriſe für

unſere Landeskirche heraufbeſchwören . Wir möchten

das in Frage ſtellen und zwar deswegen , weil uns

bekannt iſt , daß der ſogenannte Betriebsfonds ziem⸗

lich hoch iſt , daß der Kirche aus dem Erträgnis der

Landeskirchenſteuer Mittel zur Verfügung ſtehen , ja ,

daß dieſer Betriebsfonds Verwendung gefunden hat

durch Darlehen , die nicht dem direkten Sinn der

Landeskirchenſteuererhebung und der Verwendung

ihres Erträgniſſes entſprechen . Wir möchten des⸗

wegen darum ſehr bitten , entweder daran zu gehen ,

den Kirchenſteuerfuß zu ſenken wenn man die

Dotation behält —, oder aber auf die Dotation zu

verzichten und dem Staat zuvorzukommen , der be —

ſtimmt in den nächſten Perioden des Landtags uns

dieſe Dotation entziehen wird . Abzuwarten halte ich

für unklug und dem Eigenleben der Kirche für wenig

zuträglich . Wenn die Kirche ſich in allen dieſen

Dingen zwingen und ſtoßen läßt , dann verliert ſie

auch im Bewußtſein der Kirchenmitglieder ihre

Selbſtändigkeit .
Wir wiſſen ja wohl , daß wir , wenn wir zu dieſer

Initiative zur völligen Trennung der Kirche vom

Staat raten , damit den Anſtoß dazu geben , daß die
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Kirche die Rechte einer Körperſchaft des öffentlichen

Rechts aufgibt ; aber wir wiſſen auch , daß die

Stellung der Körperſchaft des öffentlichen Rechts

eine durchaus unſichere iſt und daß der Staat keines

wegs gezwungen werden kann , dieſen Körperſchaften

des öffentlichen Rechts in allen ihren Maßnahmen

zur Seite zu ſtehen . Wir fürchten deswegen , daß

dieſe ſogenannte geſicherte Stellung der Kirche als

Körperſchaft des öffentlichen Rechts eine bedeutend

unſicherere Stellung iſt als die , die die Kirche dann

hätte , wenn ſie wirklich als eine freie Volkskirche

ſich ſelbſt verwalten und ſich ſelbſt ihre Ordnung

geben würde . Das hätte ſelbſtverſtändlich zur Folge ,

daß wir keine Kirchenſteuer mehr erheben könnten ,

daß wir auf das Opfer , auf die freiwilligen Bei —

träge , auf Stiftungen und Schenkungen angewieſen

wären . Ich weiß nun nicht , ob der Weg — den

wir allerdings als einen notwendigen anſehen

nicht auch dazu führen könnte , die Arbeit unſerer

Kirche zu ermöglichen . Ja , wir gehen ſogar ſo weit ,

daß wir ſagen : wenn die Kirche nicht durch die frei

willigen Zuwendungen in den Stand geſetzt werden

würde , ihre Hauptaufgaben zu erfüllen , dann wäre

das doch ein Zeichen dafür , daß die religiöſe und

ſittliche Kraft unſerer Kirche außerordentlich ge

ring iſt .

Wir ſind für Ehrlichkeit in dieſen Dingen . Wir

halten es nicht für richtig , daß wir eine großauf

gemachte und großaufgezogene , nach dem Vorbild

des Staates organiſierte Kirche haben , aber eine ſehr

kleine Gruppe innerhalb dieſer Kirche nur ſich aus

einer innerſten Nötigung zum Evangelium und zu

ſeinen Verpflichtungen im Leben bekennt . Viele

„ Chriſten “ würden ſelbſtverſtändlich austreten . Ich

weiß nicht , ob es nicht viel beſſer wäre , wenn dieſe

„ Chriſten “ austreten , unſere Kirche verlaſſen würden

—vorläufig —, um zu merken , daß ſie , vollkommen

auf ſich geſtellt , vollkommen außerhalb der Gemein⸗

ſchaft wirklich von der innerſten Kraft erfaßter

Menſchen , vollkommen ohne Beeinfluſſung durch die

Kräfte des Heiligen Geiſtes , die in der Gemeinſchaft

lebendiger Chriſten vorhanden ſind , innerlich zu

leiden haben . Ich glaube , es würde die Kirche in —

folge dieſer Freiheit eine ganz andere Miſſionskraft



haben nicht nur innerhalb des Kreiſes der Menſchen ,

Stärkung

des L ſondern auch gegenüber den

unchriſtlichen Elementen des öffentlichen Lebens in

Staat und Wirtſchaft .

Nun wird eingewendet , wir würden dann ſehr

wahrſcheinlich keine akademiſch gebildeten Pfarre

und keine höheren Beamten mehr bekommen . Verehrte

Herren , ich muß ſchon ſagen : Wenn es daran hängt ,

daß wir nur dann akademiſch gebildete Pfarrer und

höhere Beamte für die Kirche bekommen können ,

wenn wir ſie ihrer Vorbildung nach und der ent

ſprechenden ſtaatlichen Beſoldungsregelung nach be

zahlen , dann iſt auch das ein Zeichen dafür , daß

in unſerer Kirche etwas nicht in Ordnung iſt . Es

iſt doch ſo, daß ein großer Teil der Pfarrer , die wir

heute ſchon haben , bereit geweſen iſt , auch bei dieſer

jetzigen Beſoldungsvorlage freiwillig auf die Er

höhung ihres Gehalts zu verzichten . ( Zuruf : Wie

viele ? ) „ Wie viele ? “ iſt eben dazwiſchengerufen

worden . Es ſind verhältnismäßig viele . Um ſo

weniger dürfte man in der Diskuſſion über dieſe

Dinge immer wieder dieſen Grund anführen , daß

eben doch die Bezahlung nach der Vorbildung und

nach der ſozialen Lage des Standes zu bemeſſen ſei .

Ich ſtelle auch ſehr in Frage , ob wir nicht aus den

Kreiſen chriſtlich - gläubiger Menſchen kirchliche Be —

amte finden würden , die ihre Arbeit im Dienſte des

Evangeliums in der Weiſe tun , daß ſie die Ordnung

und die äußere Exiſtenz durch ihre Leiſtung mit⸗

ermöglichen . Es iſt durchaus nicht ſo , daß wir unſere

Kirche aufbauen dürfen auf dem äußeren Schein ,

als ob alles feſt und ſicher ſei , während in Wirk⸗

lichkeit alles ſehr wenig feſt , alles ſehr ſchlecht

fundiert iſt .

Man ſagt , dadurch daß man auf die Dotation

verzichte , daß man nicht mehr eine Körperſchaft des

öffentlichen Rechts ſei , ſei durchaus nicht die völlige

Trennung von Kirche und Staat vollzogen , ſondern

eine ſolche würde auch in ſich ſchließen , daß der durch

die Verfaſſung geſchützte Religionsunterricht als ein

Teil des geregelten Unterrichts wegfalle . Ich bin

der Anſicht , daß der Religionsunterricht nicht durch

die Verfaſſung geſchützt zu werden braucht , und zwar

die ſich nach einer Klärung und inneren

Lel ſehnen ,bens

bin ich deswegen dieſer Überzeugung , weil der

Religionsunterricht Übermittelung von Religion iſt ,

einer innerſten Kraft des Glaubens , einer innerſten

Kraft , die uns geſchenkt wird , und nicht in erſter
zinie eine Übermittelung von Wiſſen und Kennt —

niſſen . Wenn der Religionsunterricht ſo aufgefaßt

braucht er durch irgend

welche Verfaſſung ; denn lebendiger Glaube und die

Kraft des Geiſtes , die uns von Gott geſchenkt werden

kann , hat ſchon in ſich Schutz genug , um wirkungs —

voll auch Kindern , dem heranwachſenden Geſchlecht

dienen zu können .

Es wird geſagt , nach der Trennung der Kirche

vom Staat würde kein

mehr

wird , dann keinen Schutz

auf das KulturlebenEinfluß

möglich ſein . Wir habe Fahrzehnte , Jahr

hunderte die Kirche eingebettet gehabt in dem ſo

genannten Kulturleben der einzelnen Abſchnitte der

geſchichtlichen Entwicklung . Die aber

im Gegenſatz zu der beſtehenden Kultur , im Gegen

ſatz zu den beſtehenden Geſetzmäßigkeiten des öffent —

lichen und wirtſchaftlichen Lebens ſtehen , weil ſie

unchriſtlich ſind . Deswegen glauben wir , daß , wenn

die Kirche herausgelöſt iſt aus allen dieſen Bindun

gen , ſie in einer ganz anderen Weiſe Kritik üben

kann , in einer ganz anderen Weiſe aktiv werden kann ,

in einer ganz anderen Weiſe der Vorbereitung des

Reiches Gottes dienen kann .

Es wurde dann geſagt , das ſeien alles ideale oder

idealiſtiſche Utopien . ( Sehr richtig ! ) Daß Sie das

unterſtreichen , beweiſt , daß Sie zu denen gehören ,

die das behaupten , aber nicht , daß jener Satz richtig

iſt . Meine Herren , was Sie

das iſt vielleicht der allernüchternſte Realismus , den

man ſich denken kann . Sie täuſchen ſich , Sie machen

ſich Ihre Illuſionen über die Kirche , über das kirch

liche Leben , über die Pfarrer und alles mögliche ,

wenn Sie den beſtehenden Zuſtand als tragbar be —

zeichnen , wenn Sie ſo weitermachen wollen , wie es

jetzt iſt . Wir ſehen die Wirklichkeit und wollen dieſe

Wirklichkeit aus einem Glauben heraus , aus einem

Angetriebenſein heraus , ändern .

Und wenn man uns ſagt , aber Geld brauche man

und es werde uns gehen wie den Freikirchen in

Amerika , daß wir von den Kapitaliſten , von den

Kirche ſollte

Idealismus nennen ,
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Geldleuten abhängig werden ( Abgeordneter Bender

Mannheim : Sehr richtig ! ) : Haben Sie keine Angſt ,

Herr Abgeordneter Bender , wir werden nicht von

dieſen Kapitaliſten abhängig werden . ( Zuruf : Wir

ſind es ſchon ! Nur langſam ! ( Heiterkeit . ) Ge

rade das, was eben dazwiſchengerufen worden iſt

„ Wir ſind bereits abhängig “ , beweiſt ja , daß eine

grundſätzliche Anderung in unſer Sinne dieſe be

ſtehende Abhängigkeit zum mindeſten nicht mehr in

demſelben Maße beſtehen läßt . Sie werden uns doch

wohl glauben , daß eine Kirche , wie wir ſie ſehen ,

eine Kirche , die das Beſtehende und die Reichen

angreift , nicht a — von den Kreiſen ſub

ventioniert und bezahlt wird , die wir bekämpfen

vom Evangelium (Zuruf von der Kirchlich

poſitiven Vereinigung . ) Ja

ſind überzeugt , daß die Ziele , die wir verfolgen , daß

yhl, Gott ſei Dank ! Wir

unſere Initiative eine Kriſis heraufführen wird , und

mancher von Ihnen wird der Anſicht ſein , daß das

eine Zerſtörung der Kirche zur Folge hat . Wir glau

ben nicht , daß dieſe Kriſis eine Zerſtörung der Kirche

zur Folge hat , ſondern der Geſundung . Ich bin

nicht Mitglied irgendeiner der öffentlich bekannten

kirchlichen oder chriſtlichen Gemeinſchaften und ich

bin auch weithin ſehr vorſichtig den Gemeinſchafter

gegenüber , die wir heute haben ; aber eines iſt mir

klar : Die Kirche kann nur als eine Gemeinſchaft

wirklich gläubiger und im Innern erfaßter Männer

und Frauen weiterexiſtieren . So gut die beſtehenden

kleinen ſektenhaften Gemeinſchaften meinen , es ſei

möglich , durch Freiwilligkeit und Opferbereitſchaft

die notwendigen Mittel aufzubringen , ſogar Mittel

aufzubringen , die über das Notwendigſte hinaus

gehen , geradeſo muß auch in einer nach unſeren

Zielen hinſtrebenden Gemeinſchaftskirche alles möglich

ſein , was notwendig iſt . Wir fürchten nicht , daß die

— dadurch in ihrer Wirkſamkeit beſchränkt würde ;

n Gegenteil , wir hoffen , daß die Kirche dann erſt

und endlich einmal ein Wort zu ſagen hat zu

den Zuſtänden , die dem chriſtlichen Gewiſſen im

Staat und in der Wirtſchaft und im Kulturleber

widerſprechen .

Was ſoll nun praktiſch
—

von der Synode

aus ? Wir möchten Sie herzlich mb es nicht ſo

Ur
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machen , wie bei anderen Anträgen ; wir möchten

Sie bitten , in irgendeiner Weiſe durch die Fraktionen

zum Ausdruck zu bringen , daß die Trennung der

Kirche vom Staat als ein Ziel ernſthaft zu erſtreben

ſei und daß als nächſte Etappe zu dieſem Ziel die

Initiative vom Oberkirchenrat ergriffen werden ſoll ,

auf die Dotation , die nach außen hin das deutlichſte

Band zwiſchen Kirche und Staat iſt , zu verzichten .

Abgeordneter D. Dr . Frommel : Hohe Synode !

Es iſt wohl gut , daß wir auch ſolche Fragen in

unſerem Kreis beſprechen . Das Verhältnis von

Staat und Kirche iſt durch die Geſetzgebung , die jetzt

bei uns in Kraft iſt , gewiß nicht endgültig gelöſt .

Es wird dieſes Verhältnis in Zukunft ſehr ſtark in

den Vordergrund der Diskuſſion treten .

An dem , was wir eben gehört haben , hat mich

gefreut , daß der Verſuch durchzufühlen war , die

Poſitionen die ich nicht teile — religiös zu unter

bauen , von religiöſen Motiven her einen Weg zu

ihnen zu finden . Das iſt zweifellos die Aufgabe , die

die Synode hat in der Behandlung dieſer Dinge .

Wenn wir nun auf das einzelne kurz eingehen ,

ſo iſt zunächſt zu ſagen , daß das , was hier ſoeben

borgeſchlagen wurde , im weſentlichen hinauskommt

auf die Löſung , wie ſie in Frankreich geſetzlich feſt⸗

gelegt iſt . Wenn das im jetzigen Augenblick mit allen

Konſequenzen durchgeführt würde , dann würde ſich

für unſere Kirche eine geradezu kataſtrophale Lage

ergeben , die doch wohl niemand in dieſem Hauſe

wünſchen kann . Es würde unſere Kirche , wie ſchon

angedeutet , zu einem reinen Privatverein werden . Es

wird doch niemand im Ernſt daran denken , daß wir

in abſehbarer Zeit in der Lage ſein könnten , durch

Stiftungen , freiwillige Beiträge und ähnliches das

Leben unſerer Kirche finanziell ſo zu unterbauen ,

wie es bei ihren großen gegenwärtigen Aufgaben

notwendig iſt

Ich darf beſonders auf eine Konſequenz hin⸗

weiſen , die mir nahe liegt . Es würden dann

natürlich auch die theologiſchen Fakultäten aus

dem Rahmen der Univerſitäten ausſcheiden , und es

müßten rein kirchliche Anſtalten gegründet werden

nach der Art von Seminarien oder Konvikten zur

14



hang des theologiſchen Studiums mit dem ſe

ſtudium von jeher eine Kraft der evangeliſchen Theo
1 Fologe ＋1 N RSA flogie gelegen hat . Ich habe in BeHeidelberg

legenheit gehabt
8

darüber zu ſprec

lern —, die mir

Wert darauf , daß die

Natur

immer erklärt haben : wir legen

theologiſchen

halb des Rahmens der Univerſitä vertreten ſind

Es iß Frage , daß unſe geniſt doch gar keine

logen kein Glück wäre , wenn ihnen die aka

demiſche Luft, in der ſie aufwachſen und in der ſie

erzogen werden , völlig genommen würde und —etwa ausſchließlich in rein kirchlichen Anſtalte

herangebildet würden .

Ich möchte weiter darauf hinweiſen , daß die

vorhin vorgeſchlagen wurde , etwas voll

bedeutet . Ich ſtehe nicht

des Hiſtorismus : daß etwas ,

deshalb immer ſo

es für die Kirche für

wenn man die Tradition ,

die Überlieferung , das Gewordene in dieſer Weiſe

nun plötzlich abſtoßen und etwas ganz anderes an

die Stelle ſetzen will . Es ſcheint mir , zumal in einer

Lage wie der gegenwärtigen , durchaus gefährlich ,
ſolche Experimente zu machen . Damit könnte unſere

Kirche in den Abgrund geriſſen oder ihr Beſtehen

mindeſtens außerordentlich fraglich werden .

Ich habe es als einen Segen und eine Wohltat

angeſehen , daß die Weimarer Verfaſſung einen Zu⸗
ſtand geſchaffen hat , der für beide Teile , für Staat

und Kirche , wenigſtens für die Gegenwart befrie

digend und erträglich genannt werden darf

Löſung , die

kommen Ungeſchichtliches

auf dem Standpunkt

weil ſchichtlich geworden iſt ,
bleiben

müſſe . Aber ich halte

außerordentlich bedenklich ,

Wir wollen doch auch nicht verkennen und ver

geſſen , daß die Kirche dem Staat auch vieles gibt und
ß ſie

eine Kulturträgerin Ranges iſt .

jetzt nicht von ihrer religiöſen Bedeutung ,

dem , was ſie in kultureller Hinſicht dem
4 N Ho 14 oſoi6 1leiſtet und der Vergangenheit geleiſtet hat

und was wir nicht ſo ſchätzig anſehen dürfen .

können ,

ngeliſche

Leben auf das deutſche Kulturleben außer

ordentlich ſtark und günſtig eingewirkt hat

h immer abwägen

mit der Lage , in der wir uns

bedenken , daf

Uſſen derartige Dinge do

nmenhang

befinden , und wir nicht nur eine

ſeondern katholiſche Kirche im

Lande haben wird ſich keiner von uns

täuſchen , eben vorgetragen

wurden , von der katholiſchen Kirche radikal abgelehnt

werden , daß ſie da nie mitmachen wird . Es würde

Anſicht nach auch eine e, ſein

die hier in Betracht kommt . Die geliſche Kirche

bürde ſich , wenn ſie plötzlich zu einer , ſagen wir

einmal ektenkirche

Stellung der katholiſchen

erſchweren , als es z. Z.

Und dann folgendes

herr Vorredner ,

auch eine

Und darüber

daß die

eva ngeliſche ,
I

Gedanken , die

Uſo meiner

herabſinken würde , ihre

Kirche gegenüber noch mehr

ſchon der Fall iſt

kleinen S

Ich weiß genau ſo wie der

daß wir heute große Maſſen haben ,

die der Kirche gleichgültig gegenüberſtehen und die

ſie ſozuſagen nur mitſchleppt . Die Gleichgültigkeit
retwa in der Arbeiterſchaft ,

evangeliſchen

richtig ! ) Aber iſt

auch für unſer Volk außerordent
lich wertvoll , daß wir durch die „ Volkskirche “ , wie

ſie noch da iſt , die Möglichkeit haben , jene Gleich

gültigen in einer Weiſe zu erfaſſen , wie wir ſie

zweifellos nicht mehr erfaſſen könnten , wenn da

was vorgeſchlagen wurde ,

Ich halte es

inter den Gebildeten der

herrſcht

es nicht immer noch

Kirche gegenüber

Geſetz würde

jetzt für ganz unerträglich , daß wir

grundſätzlich an den Dingen, ſo wie ſie ſind , ändern ,

und ich möchte auch nicht wünſchen , daß von der

Kirche aus in der
—

etwas geſchieht
n dem Sinne , wie es vorgeſck n wurde , und zwar
deshalb nicht , weil dieſe Frage —9 doch in erſter Linie

taat angeht . Der Staat wird ſich ſchon melden

ind ſagen , wie er zu dieſen Dingen ſteht . Er hat

hor , jetzt — wie ich aus einer Beſprechung mit einer

naßgebenden Perſönlichkeit weiß die Dotation

etwas zu ſenken ; er ſteht aber durchaus nicht auf

dem Standpunkt zu meinen , daß die Dotation an ſich

ihn unerträglich oder daß es der Kirche unwürdig



Achte

wäre , wenn ſie ihn darum erſucht Die Kirche ſollte

allerdings zurückhaltend ſein und nur das unbedingt

Notwendige fordern . Das iſt auch aus religiöſen

zu verlangen .

ich , bei aller Anerkennung der

„ daß ſolche Fragen ruhig auch in

unſerem Kreis beſprochen werden ſollen , jetzt vor ſo

veitgehenden Anträgen gewarnt haben .

Grundſätzen heraus

Kirchenpräſident Db. Wurth : Wenn man in

Augenblick über die Dotation , die died hen bisher

glaube ich

nur empfehlen zu können , hier die größte

vom Staat erhalten haben , reden will , f

haltung üben zu wollen , weil Beſtrebungen im Gange

ſind , dieſe Dotation mit einem Schlag zu ſtrei

und auch Verhandlungen gepflogen werden zwi

er Regierung und zwiſchen dem Oberkirchenrat

den weiteren Beſtand derſelben . Ich halte es nicht

tunlich , hier in der Offentlichkeit nähere Auskunft

darüber zu geben , dazu iſt im Ausſchuß Gelegenheit .
die Kirchenleitung hat durchaus Verſtändnis nicht

bloß für das , was es heißt „ Selbſtändigkeit der

Kirche in finanziellen Dingen “ , ſie glaubt auch , daß ,

wenn es nach den Vorſchlägen und Zielen ginge , die

iuf der Seite beſtehen , die vorhin geredet hat , die

Landeskirche als ſolche zerſtört würde . Eine Landes

kirche kann nicht in Umfang und in der bis

herigen Art und Weiſe beſtehen , wenn ſie keinen

ſtaatlichen Schutz mehr genießt und kein Beſteue

ingsrecht mehr hat ; wenn gar kein Religionsunter
richt der Volksmaſſen irgendwie garantiert und erteilt

werden kann , wenn es an jeglichem Schutz für Sonn

tag und Feiertag fehlt . Die Kirche würde dann auf

den Stand zurückgedrängt werden , den die Miſſion

draußen in heidniſchen Landen einnimmt . Aber was

vollzieht ſich dort ? Auf dem Miſſionsgebiete wird

überall der Zuſammenſchluß , und zwar der Zu
ſammenſchluß der Miſſionsgebiete in völkiſcher Art

und Weiſe , in ſprachlicher Art und Weiſe verlangt
und iſt durchaus im Gange in allen Ländern , in

allen Erdteilen ; die Volkskirchen , die Landeskirchen

ſind im Werden . Ich glaube , ſo ein klein wenig
wird man doch auf den Lauf der Geſchichte in der

Vergangenheit und in der Gegenwart achten müſſen ,

Sitzung 5

wenn man in der Gegenwart etwas will ; man

die Landeskirche nicht zerſtören

Es wäre eine ungeheuere Torheit evangeliſcher
ſeits zu ſagen , daß unſere Landeskirche oder daß die

Landeskirchen ideal wären . Das ſind ſie nicht . 8
es eine Freikirche ? Iſt es vielleicht die Brüder

gemeinde ? Sind es vielleicht die Methodiſten , die

ja nur davon leben , daß ſie ihre Kinder tatſächlich

immer in Religionsunterricht ſchicken können

( Sehr richtig ! ) und keinen Pfennig dafür ausz

geben brauchen Sind die religiöſen Momente 85
drüben in Amerika , wo entwicklungsmäßig nur Frei

lirchen ſind — ſind dort etwa die ſittlichen und

moraliſchen Intereſſen des Volksganzen mehr ge

wahrt als bei uns ? Hat dort vielleicht der Dollar
e geringere Macht als bei uns die Mark ? Iſt das

Volksleben dort irgendwie beſſer geſtaltet als bei

uns ? Weil das aber nicht ſo iſt , darum kann ich

nur ſagen : ich hielte es für verkehrt , wenn die

Kirchenleitung irgendwie die Hand dazu bieten ſollte ,

die Landeskirche als ſolche zu zerſtören

Fſt

Ich bin nicht etwa ſo geſchi chtsunkundig , daß ich

nicht wüf 5 daß derartige Beſtrebungen idealiter von

endeiner Seite her immer wieder gekommen ſind .

Aber ich kann jedem kleinen Kreiſe nur empfehlen ,

imal uns das Beiſpiel zu geben , ſeine Ideale , wie

er ſie aus der Schrift und vom Herrn Jeſus Chriſtus

her empfangen hat , zu verwirklichen im geſamten per

ſönlichen und öffentli ichen Leben , und zwar ſo , daß ein
8ganzes Volk „ ein ganzes Sleben davon ſo durch

dru wird , daß es vollſtändig den Charakter ſeiner

religiöſen Überzeugun trägt Das wollen witreligtoſen Uberzeugung tragt . Vas wollen w Jd ,
wir ſehen das als Ziel immer und immer wieder ,

wir ſtreben darnach , wir rennen darnach , wir laufen33 daß wir es ergreifen möchten wiſſen aber

ganz genau , ſehr wohl , wie der Apoſtel Paulus auch

von ſeinem perſönlichen Leben , daß das ja nicht er

reicht wird . Ich nehme an , daß Sie auf der anderen

Seite das wohl auch irgendwie erſtreben ; ſolange
das aber bei Ihnen auch im kleinſten Kreiſe nicht

erreicht iſt , ſollte man es unterlaſſen , immer nur

davon zu reden , wie unſere Kirche doch ſo ſehr an

den Staat gebunden ſei .



Die badiſck Landestirche w l Eſte

ſe dem Jahre 1861 , jedenfalls v da ab,

ich ſehe , im allgemeinen d ſte, die es in

ſchen Landen gab. (Sehr richtig ! bei d Poſitiv

Abe * tagt “ da8 iſt eil f. 30
Aber Staat “ , das iſt ein Schle 1

—
Zwar bin ich perſönlich gebund

d 0 en Verh an die fine

ziellen Din an die wirtſchaftl 2 II

doch bin ick cht il Tnech ſo glaub

R 8 S 4
auch nicht , daß die evangeliſche Landeskirche ſich a

gekt vom Staate . ( Sehr u ig ti

i uUnasfreiheit hätt
als ob ſie nun vollſtändige Handlungsfreiheit hatte

AA8 ha 1 nick 1u Ackor 5 KA 8„ 9
das hat ſie nicht in ücken , das hat ſie B

i F R
nicht hinſichtlich des Religionsunterrichts lber ſie

freier als alle anderen Landes

etwa ä mit

noch viel

Deutſchland ,

iſt immer

kirchen in

Kirchen , die das Konkordat abgeſchloſſen

Aus allen dieſen Erwägungen heraus mö

doch bitten , daß wir alles unterlaſſen , was den

Beſtand unſerer Landeskirche zielmäßig unterhöhlt

Ausnahme der

haben .

chte ich

und ſie notwendig herabdrückt auf das Niveau einer

Freikirche . Damit habe ich nichts geſagt dagegen ,

daß wir unſere eigenen Glieder zur Freigebigkeit

zur freiwilligen Tätigkeit aufs äußerſte ermahnen

und erziehen ſollten . Ich habe von Haus aus das

Glück , in der Gemeinde

die3ö Opfer , die größte Freiwilligkeit im Geben

nſerer Landeskirche aufgebracht hat Ich weiß ,

was das bedeutet . Ich kann auch von dieſer
S

eſer Stelle

aus dringend mahnen nicht zu glauben ,

aufgewachſen zu ſein , die

0 daß man

ſeine Pflicht erfüllt hat , wenn man ſeine Steuer er⸗

ledigt hat . Aber eine Landeskirche ohne Steuer , ohne

Zwang
kann man nicht aufrechterhalten ; und eine

Freikirche kann auch nicht leben ohne Zwang und

ohne wirtſchaftliche Einrichtungen , die mit der Welt

eng verknüpft ſind , wie das z. B . bei der Brüder

gemeinde deutlich zu ſehen iſt .

Darum möchte ich noch einmal herzlich bitten :

Sie nicht ein auf die Dinge , über die wir

Verhandlungen mit dem Staat ſtehen

mit uns ! Wir ſind ſelbſtverſtändlich

ſtaatlicher Inſtanzen ge —

wie umgekehrt auch der

badiſche

8

Gehen

gegenwärtig in

und der

hier auch an die Willigkeit

bunden und davon abhängig ;

Staat unſerer

Staat

von Tätigkeit . Wenn der

Staat z. B. den ndſatz durchgeführt hat , daß

keine Schule und keine Erziehung ohne Religions

interricht ſein darf , ſo hat er damit auch unſerer

evangeliſchen Kirche eine Laſt lufgelegt , die ſchon

ein rittel deſſen ausmacht , was wir gegenwärtig

durch die Dotation empfangen

die anderen Dinge , die eben die Vereinheit

lichung der geſamten evangeliſchen Chriſten und die

Auflöſung und mehr oder minder die Zerſtorung der

Landeskirchen notwendig erfordern , glaube ich hier

nicht weit eingehen zu ſollen , weil wir damit

höchſtens Gelegenheit geben , da und dort falſche

Vorſtellungen vecken . (Sehr richtig ! bei der

Kirchlich⸗poſitiven reinigt

Abgeordneter Herrmann : Nach dem , was der

Herr Kirchenpräſident geſagt hat , kann ich mich auf

einige kleine grundſätzliche Bemerkungen beſchränken

Ich will auf die Einzelheiten gar nicht eingehen ,

ſondern nur ſagen : Ich glaube

haben , durch ihn beeinflußt

ich denke an die Gedanken , die er ausge

daß alle die , die von

Stöcker gelernt vorden

ſind

ſprochen hat über eine größere
6 Makoit de

Selbſtändigkeit der

Kirche dem Staate gegenuber „‚Fein Verſtaändnis

dafür haben ,

und Unabhängigkeit der

E4daß eine möglichſt große SelbſtarI

Kirche und ihrer Verkün

Auftretens , vom

Ich wollte auch meiner

90er

Staate er
digung , ihres

ſtrebt werden ſoll und muß .

daß ich mich ſchon in den

wir in Baden den

geſamten

ſeits es ausſprechen ,

Jahren gefreut habe , daß nord

deutſchen Kirchen gegenüber in dieſem Stück weit

voraus waren und daß wir ihnen vielleicht auch

heute voraus ſind . Trotzder aube ich, daß die

nichtStunde ,

hier in dieſem Saal , ſondern drüben im Oberkirchen

Revolution zu

den Grundſatz

nung von

Generalſynode , die 1918 in bewegter

ratsgebäude , unmittelbar nach der

recht gehabt hat ,

auszuſprechen , daß eine vollſtändige Tren

irche und Staat gar nicht möglich iſt

Ich habe keine finanziellen Ich kenne

ein wenig die Freikirchen in der Schweiz und weiß ,

daß dieſe Freikirchen ohne jede Schwierigkeit die

Mittel für ihre finanziellen Bedürfniſſe durch frei

willige Gaben des Kirchenvolkes aufbringen ; wenig

ammengetrete en iſt ,

Sorgen .
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ſtens war das ſe Us ich ſie kennen lernte lber ich

möchte Sie auch meieinerſeits doch einmal fragen

Glauben Sie wirklich , daß die Art , wienn i

Amerika das Geld für die Kirchen aufbringt

Methoden , wie drüben geſammelt wird , wie drüben

gedrückt wird , daß die Dollar herauskommen man

hat ja über allerlei geleſer glauben Sie

wirklich , daß dieſe Art unſerer Kirchenſteuererhebung

vorzuziehen if Zuruf von der volkskirchliche

Vereinigung . ) Entweder müſſen wir durch Kirche

ſteuererhebung unſere Gelder erheben , oder wir

müſſen die Freiwilligkeit der Kirchenglieder in An

ſpruch nehmen und dann bleibt wohl keine andere

Methode als die amerikaniſche . Ich glaube , daß wir

dann tatſächlich vom Kapitalismus abhängig werden

Aber ich möchte noch auf eines hinweiſen . Es
ſt haom Reliconsunterrie * 18 aatiſt vom Religionsunterricht geſprochen und geſagt

worden , daß er viel intenſiver , kräftiger gegeben

werden könnte , wenn er nicht vom Staat irgendwie

garantiert oder ſein Beſuch durch die ſtaatliche Schule

erzwungen würde . Ich möchte die Frage ſtellen :

Glauben Sie , daß wir ohne einen allgemeinen

Religionsunterricht die Kindertaufe aufrechterhalten

könnten ? Das iſt meine Meinung nicht ! Ich glaube ,

die Kindertaufe hat nur dann einen Sinn , wenn auch

dafür die Garantie gegeben iſt , daß die Kinder

nachher in der chriſtlichen Lehre unterrichtet werden

Abgeordneter D ichtig!lh) Wenn Si

den Sprung tun n Sie glauben , w

können mit beiden Füßen in den Baptismus hinüber

ſpringen , ſo muß ich meinerſeits ſagen ich glaub

auch im Namen meiner Freunde —: dieſen Sprung

tun wir nicht ; denn wir halten uns doch nach un

ſerem in Gott gebundenen Gewiſſen für verpflichtet ,

der Führung Gottes zu folgen , die er nun einmal

für unſere deutſchen evangeliſchen Landeskirchen für

gut befunden hat . Ich glaube nicht , daß es vor Gott

recht wäre , wenn wir aus irgendwelchen Idealen

heraus oder nach irgendwelchen Vorbildern etwa

in Amerika , Schottland uſw . die Linien , die

Wege , die Gott uns bisher geführt hat von der

Reformation an, einfach verließen , unſere Geſchichte

verleugnen und uns in etwas hineinſtürzen würden ,

was doch den gegenwärtigen Beſtand unſerer Lan

deskirche zerſtören würde . Ich glaube , daß auch die

Freikirche eine der Formen der Kirche iſt , in denen

das Reich Gottes gebaut werden kann ; aber ich

Aaube nicht , daß wir das Recht haben , unſere Ge

ſchichte zu ignen und etwas zu erſtreben und

hineinzuſtürzen ,
A

Augenblick

in etwas

t überſehen k

Selbſtändigkeit dem

Staat gegenüber ſo ſ möglich betont , wenn

ſie ſich weiß als Miſſionskirche im Volk , als das

Gewiſſen des Volkes , dann ſind wir alle der Mei

iung , daß hier alles getan werden muß , um unſere

Kirche dieſer Aufgabe gegenüber ſtark zu machen

Aber vor Experimenten ſollten wir uns hüten .

ni ich

Abgeordneter D. Holdermann : Es läßt ſich natür

lich , meine Herren , zu der grundſätzlich und praktiſch

ſo wichtigen und ſchwierigen Frage der Staats

dotation ſehr viel ſagen ; ich möchte mich aber auf

einige ganz kurze Worte beſchre

Man kann grundſätzlich durch der Über

zeugung ſein , daß die Staatsdotation weg ſoll und

daß die finanzielle Abhängigkeit der Kirche vom

Staat weg muß . Ich bin von jeher , ſolange ich im

5ff entlichen Leben ſtehe , ein Anhänger dieſer grund6

ſätzlichen Meinung geweſen . Aber ich bin der An

ſicht , daß man dieſe Dinge nicht aus der bloßen

Theorie heraus löſen darf ; ich bin der Meinung , daß

man die Augen nicht verſchließen darf vor der Wirk
Die Wirklichkeitlichkeit . Wie iſt die Wirklichkeit ?

iß unſere evang . Landeskirche , derer

tückgrat die Kirchenſteuer iſt, außerordentlich ab —

hängig iſt von dem ganzen Gang der wirtſchaftlichen

Lage . Die allgemeine wirtſchaftliche Lage aber iſt

durchaus ernſt und ſchwierig und auch unüberſehbar .

Wenn wir auch einer günſtigen Konjunktur gegen

überſtehen ( die übrigens bereits zurückgeht ) , ſo iſt

durchaus nicht geſagt , daß nicht auch noch ſchwere

Rückſchläge kommen können ; wir ſind in dieſer Hin⸗

ſicht durchaus noch nicht über dem Graben . Unter

dieſen Umſtänden halte ich es , wie die Wirklichkeit

der Lage iſt , für nicht richtig , ja ich möchte ſagen ,

zefährlich , von der Kirche aus darnach zu drän



gen und daran zu ſtoßen , daß die Staatsdotation

aufgehoben wird Sehr gut

Abgeordneter Dr . Brauß : Ich möchte niemand

in Verlegenheit bringen , auch den Herrn Abgeord

neten Eckert nicht . Aber eine Frage muß er mir

erlauben : Er ſtellt als Ideal auf wenn

recht verſtanden habe die Gemeinſchaft der

bigen und verlangt von dieſer Gemeinſchaft , daß ſie

ſei das Salz der Welt und ein Licht in der dunklei

lichtloſen , ſchwarzen Welt unſerer Tage . Gut ! Wer

wünſcht das nicht ? Wer durch die Schülervereini

gungen der B. K und dieſe Bewegung iſt alt

und auch durch die Kreiſe der chriſtlichen Studenten

vereinigungen hindurchgegangen iſt , hat die Ge

danken der Selbſtändigmachung der Kirche und ihrer

Freiheit von allzu harten Bindungen des Staates

ſozuſagen mit der Milch eingeſogen . Nicht zu reden

von anderen geſchichtlichen Bindungen , von denen

der Herr Kirchenpre

Es iſt alſo ein altes Ideal der Freiheit , der Selb

ſtändigkeit und , wenn es ſein ſoll , der Auflehnung

gegen den Staat

Aber nun kommt der Widerſpruch

geordneter Eckert , Sie ſchreiben zum Schluß Ihres

Büchleins „ Was wollen die religiöſen Sozialiſten ? “

daß Sie als religiöſe Sozialiſten ſich bewußt trenner

von den ſogenannten Bürgerlichen , das heißt alſo

ſich auch trennen von den ſogenannten bürgerlichen

Gläubigen . Trennung , Scheidung iſt Ihre Loſung !

Vorhin aber ſprachen Sie von der Gemeinſchaft aller

Gläubigen . Hier ſteht Theorie gegen Theorie ,

Grundſatz gegen Grundſatz . Ich darf Sie bitten ,

dieſen Widerſpruch zur Kenntnis zu nehmen , ihm

nachzudenken und es mir nicht zu verübeln , wenn ich

genden aufzuklären .

ident vorhin geſprochen hat

Herr Ab

Sie bitte , den vorlie

Zweitens : In der vorigen Synode haben Sie

ſehr deutlich geredet und für viele von uns , für

mich jedenfalls , durchaus mit dem Erfolg des Echos

von der Problematik unſerer heutigen Lage auf

ieten des Geiſteslebens , alſo im Glauben ,

Rechtsleben , Wirtſchaftsleben , in derU

allen

im Ethos , im

Politik , im ganzen äußeren und inneren Sein unſerer

Gegenwart . Sie ſprachen davon , daß wir überall

auf der Suche ſeien nach neuen Löſungen , nach neuer

Kraft , nach neuen Bildungen und Geſtaltungen un

ſeres ganzen Lebens . Heute ſcheinen Sie das ver

geſſen zu haben , denn die Problematik iſt dahin , Sie

begehren eine radikale Löſung ! Aber , ich frage Sie ,

wer kann um das mißbrauchte Wort noch weiter

zu mißbrauchen in der Kriſe unſerer Zeit mit

ſolchen radikalen Löſungen auf einmal hinaus wollen

in die Welt ? Bitte , Geduld ! wir wollen warten !

Ich ſage , wir wollen warten auf Führungen und

Fügungen des Willens , der das Ganze lenkt . Und

dann : verdirb es nicht ! Es iſt ein Segen darin ,

bis Gott der Herr uns dazu beruft , wirklich Neues

zu ſchaffen nach ſeinem Rat und zum Segen und

Gedeihen unſer janzen Volte

Abgeordneter Eckert : Unſer Ziel der radikalen

Umgeſtaltun unſerer Kirche kann in keiner Weiſe

mit den Beſtrebungen beſtehender Sekten und Frei

kirchen oder gar amerikaniſchen Verhältniſſen

verglichen werden . Sie vergeſſen immer , meine

Herren , daß es ſich für uns um eine Umwandlung

Landeskirche

Riſſtonierung ,

—der geſamten Struktur der beſtehenden

handelt . Alſo Um irgendeine

ſondern um eine radikale Umſtellung der beſtehenden

kirchlichen Körperſchaften . Das iſt ein großer Unter

chied

Wenn uns hier entgegengehalten wurde und

das iſt ja das Weſentlichſte , was der Herr Kirchen

präſident inbezug auf uns geſagt hat —, daß wir

verſuchen ſollten , die idealen Ziele , die wir haben ,

in der perſönlichen Lebensführung der einzelnen und

in der Geſamtheit der Gruppe zum Ausdruck zu

bringen , ſo wollte ich darauf hinweiſen , daß wir in

dieſer unſer kirchlichen Initiative Ernſt machen

mit dem , was uns in unſerem perſönlichen

„ wie wir in unſerem

önlichen Leben gegen die Hemmungen , die uns

entgegenſtehen aus der Umwelt und aus uns ſelbſt ,

kämpfen , ſo möchten wir auch , daß die Kirche die

Hemmungen durchſtößt , die aus der Vergangenheit
ſtammen , und eine Ordnung herbeizuführen ſucht ,

die ihrer idealen und letzten Zielſetzung entſpricht .

Wir wenden uns dagegen , daß man , ohne irgend

genau ſo ernſt iſt . So

.



nd

welche Initiative zu ergreifen , ſagt : „ das war ſo

und das kann man nicht ändern ohne große Gefahr “

Es iſt nie etwas anders geworden , ohne daß man

durch große Gefahren hindurchgegangen iſt

Dann wollte ich noch dem Herrn Kollegen Herr

mann einiges ſagen . In ſeinen Ausführungen hat

er ſich bis zu einem gewiſſen Grade widerſprochen .
Er erzählte uns zunächſt von den Freikirchen in

der Schweiz z. B. , die durchaus keine finanziellen

Schwierigkeiten hätten ; aber anſtatt daß er nun das

von uns gewünſchte oder von mir aufgeſtellte Ideal
der freien Volkskirche mit dieſen Freikirchen verglich

und dadurch mindeſtens die Möglichkeit unſeres

Ziels bejahte , brachte er es fertig , das von uns

gewünſchte Ziel , die von uns gewünſchte Kirche ,

mit der von uns in Frage geſtellten amerikaniſchen

Methode der Freikirchen zu vergleichen . Das iſt

natürlich keine Methode , die wir anerkennen können .

Der Herr Abgeordnete Herrmann hat ſich außer

dem auf die Reformationsgeſchichte berufen . Das

war eine ſehr gefährliche Sache . Die Konſequenz

deſſen , was damals der junge Luther wollte , iſt heute

das , was wir in unſerer ganz neuen Situation , in

dieſem ganz neuen Abſchnitt wollen . Nicht die Kon⸗

ſervierung der beſtehenden kirchlichen Zuſtände kann

reformatoriſch genannt werden ; reformatoriſch iſt

nach unſerer Überzeugung nur die Einſtellung , die

aus einer dauernden Reviſion gegenüber den be⸗

ſtehenden Verhältniſſen heraus ihre Aktivität nimmt .

Es iſt nicht reformatoriſch , daß man Luthers For —

mulierungen immer wieder aufwärmt , daß man

immer wieder die Geſchichte der Reformation zitiert

und ſagt : ſo war es und ſo muß es bleiben . Die

Entwicklung hat gezeigt , daß wir von vielen refor
matoriſchen Selbſtverſtändlichkeiten jener Zeit längſt
abgekommen ſind , weil die Weiterentwicklung des

Lebens dazu zwang . Und nun ſagen wir : wir ſehen

Gefahren für die Zukunft der Kirche , wir wollen

alles tun , um der Kirche den Weg in die Zukunft
ſo zu bereiten , daß ſie die maßgebende Kraft in der

Weiterentwicklung des Lebens der Menſchen unter

einander bleiben kann . Wir ſehen deswegen in dem ,

was wir vorſchlagen , kein „ Experiment “ , ſondern
eine notwendige Vorbereitung für die Zukunft . Wir

halten es im Gegenteil für ein Experiment , wenn

man das Beſtehende ſich weiter auswirken läßt , ſelbſt

auf die Gefahr hin , daß die Kirche eines ſchönen
Tages zuſammenbricht .

Noch ein ganz kurzes Wort zu Herrn Kollegen

Brauß . Er ſtellte ja zwei Fragen an mich : wieſo

es möglich iſt , daß ich hier von dem Ziel einer neuen

Gemeinſchaft der wirklich Gläubigen ſpreche , und

ſonſt ſchon davon geſprochen habe , daß ſich ſozia
liſtiſch überzeugte Gläubige abzugrenzen hätten von

den bürgerlichen Schichten . Das iſt ſehr einfach zu

erklären : Wir ſind der Überzeugung , daß in dem

Kampf um die neue Ordnung , wie wir ſie vor uns

ſehen , auch auf dem Gebiet der religiöſen Erneue⸗

rung keine andere äußere Macht , keine andere äußere

Ordnung in Frage kommt als die ſozialiſtiſche .

( Oho - Rufe bei der Kirchlich - poſitiven Vereinigung .

Deswegen ſehen wir in jeder bürgerlichen Begren

zung , in jedem bürgerlichen Feſthaltenwollen an dem

Gegebenen eine Hemmung , das Ziel zu erreichen ,
das uns vorſchwebt . ( So ! ſo ! bei der Kirchlich

poſitiven Vereinigung . ) Das ſtellt in keiner Weiſe

etwa die Gläubigkeit auch eines politiſch und wirt

ſchaftlich bürgerlich eingeſtellten Menſchen in Frage .

Sie werden , wenn Sie in der vorigen Synode die

Rede unſeres Freundes Kappes und die meine richtig

verſtanden haben , bemerkt haben , daß wir in all den

Dingen , die nicht eine Beziehung zum Irdiſchen ,

zu dem Menſchlichen , zu den politiſchen und wirt

ſchaftlichen Dingen zum Inhalt haben daß wir
in dieſer letzten communio auch mit Ihnen ver

bunden ſind , mit allen , die aus dieſer innerſten

Bindung an Gott ihr Leben aufzufaſſen und zu

geſtalten ſuchen . Aber hier handelt es ſich nicht um

dieſe letzten Dinge , ſondern um die Organiſation ,
die Ausgeſtaltung des Körpers , den wir dieſer Ge

meinſchaft geben wollen und müſſen für die Zukunft .
Und da , ſagen wir , iſt es nur möglich , eine neue

Ordnung zu geſtalten , wenn wir ſie hineinſtellen in

die geſamte neue twicklung ,die wir vor uns ſehen

und die wir in her kömmlicher Weiſe mit dem Begriff

Sozialismus “ umgrenze Für uns iſt alſo kein

Widerſpruch zwiſchen dieſer „ Problematik “ wie

Sie es genannt haben — der Situation und zwiſchen



daß Sie

lich vor Ge

werden

wirklich zum

8 Stimmen

Zeit

kirchlie hen

barkeit k

Grenzen
1

derDel heutigen

igunetgunseVerbilli

bund ſei nur

können

vollsti rchlichen

Berichterſtatter

Rechtsausſchuß

arbeiten will , dann ſe

Anregungen nicht al

— —
Antrag des

Gru

evang .

Landesgrenzen

Die Synode m

Landeskirche im

dynaſtiſcher
dü

nati

m

8 unt

Ausſ

Ppe (

angenommen .

und

utſcher

Abgeordneter

lag ein Antrag des Volks

Sozialiſten vor, der folgenden

öge die Vertreter der badiſcher

Staatenbildu

irfen

Lebens nicht

führen würde .

r Antr

Vergangenheit der

D

Der

as De

Soweit der Wortlaut des

agſtel

VerweVerwe

wünſchen ,

i D eine

Sie ſichder Gefahr aus

k ertrinken und ſich plöt

re ie nicht e

ime ich 8enn mar

ukunft unſerer rch

mdie von un egebenet

unlich und vor g b

chuſſes , die Anträge de

bzulehnen , wird gege

Gen . : Die Vereinheit

uLandestirchen betr .

D. 8

en Evang

ng

für die Geſtaltung

beſtimmend ſein .

Antrags .

auf die U

hingewieſen1 4

ſtammen

Kirchenaus

ſchuß beauftr i, die Initiative zu ergreifen

die Vorarbeiten zu eir einheitlichen deutſcher

evangeliſchen Kirche . Als ein

organiſatoriſche Einheit der ſüddeutſche ang

Landeskirchen ins Auge zu faſſen . Die aus de
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Deutſche Evangeliſche Kirchen

51 hſt noch die Haupt

une

de heitlich hi nüſſe . Als erſte

tappe ſei eine organiſche Einheit der ſüddeutſchen

dir rſtreb die heute , obwohl ſie nächſte

ktachbarn ſeie wie die badiſche und die irttem

hergiſche Kirche , doch ganz voneinander Abgeſchloſſen
tel

eite de ertreter Der Kirchenregierung

wurde der Wunſch und Wi l Zuſammen

rbeit betont , aber zugleick hingewieſen ,

daß b 6 cht allzu vie 6 g uanderwärts

hier zu beobacht jeweſen ſel. Die ſachlichen

Schwierigkeiten ſeien ja auch nicht geringe . Es müſſe

von d raktiſck inenarbeit auf ei

Ge 1 ausgegangen if politiſchem

Gebiete , wurde weiterhin betont , ſo werde auch auf

dem der Kirchen eine Verwaltungsreform in Fluß

kommen

Gru ch wurde von keiner Seite des Aus

ſchuſſes in der Erörterung der Einheitsgedanke ver

neint , wohl aber von verſchiedenen Seiten auf die

erheblichen praktiſchen Schwierigkeiten hingewieſen

die ſich ſeiner Verwirklichur ntgegenſtellen

Der Antrag des Volkskirchenbundes wurde bei

der Abſtimmung mit 6 gegen 5 Stimmen abgelehnt .

Der Ausſchuß war aber einmütig in der Meinunk

daß damit nicht der große Gedanke der kirchlichen

Vereinheitlichung werden ſoll , daß vielg verworfen

mehr von der Synode eine Kundgebung in dieſer

Richtung erfolgen ſolle , und nahm daher einen An

trag der liberalen Gruppe ( Antrag Frey ) mit allen

Stimmen bei einer Enthaltung ar Der Antrag

lautet

is Suunde rſucht den G ＋Die Synode erſucht den Evang . Oberkirchen

ra eine fortſchreitende Vereinheitlichung der

evang . Kirchen in Deutſchland nach Möglichkeit

zu fördern

Der Ausſchuß der Synode die Anempfiehlt

nahme dieſes Antrags .

Abgeordneter Dr . — 4
Da der Herr Bericht⸗

erſtatter mit klaren Worten den Gedanken Ausdruck

gegeben hat , die wir im — — zu dieſem Antrag

zu ſagen verzichten im Intereſſe deshatten wir
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Fortgangs der Arbeiten hier zu dieſem Punkte jetzt

auf das Wort . ( Bravo - Rufe . )

Der Ausſchußantrag wird angenommen .

Anträge des Rechtsausſchuſſes .

Berichterſtatter Abgeordneter D. Frey : Es han⸗

delt ſich hier für heute um eine formale Angelegenheit .
Der Rechtsausſchuß ſtellt den Antrag :

Die Synode wolle alle Anträge auf Anderung
an der Verfaſſung , die nur im Zuſammenhang
einer Durchſicht der ganzen Verfaſſung erfüllbar

ſind , dem Verfaſſungsſonderausſchuß zur Be⸗

ratung und Berichterſtattung in der nächſten

ordentlichen Tagung überweiſen .

Die Anträge , die darunter fallen , ſind :

Antrag des Volkskirchenbundes hinſichtlich

der Umgeſtaltung der Spitze oder der Leitung

unſerer Landeskirche , ſodann ein Antrag , die

Kirchengemeindewahlen auf den gleichen Tag wie

die Landesſynodalwahlen zu legen .
So weit ſind die Anträge in der Tagesordnung

aufgeführt . Ich habe aber vom Ausſchuß den Auf⸗

trag , aus ſeiner Sitzung , die erſt nach der Druck —

legung dieſer Tagesordnung ( die ja für geſtern
beſtimmt war ) ſtattfand , vorzuſchlagen , auch den

Antrag Weiß - Schulz hinſichtlich der Schaffung einer

geſetzlichen Möglichkeit , die parochiale Abgrenzung
anders zu geſtalten , dieſem Ausſchuß zu überweiſen ,
und ebenſo einen ähnlichen , nicht gleichlautenden

Antrag des Volkskirchenbundes , daß innerhalb einer

politiſchen Gemeinde auch nur noch eine Kirchen

gemeinde ſein dürfe .

Es wären alſo vier Anträge , die in der jetzigen

Tagung vorgelegt worden ſind , dem Sonderausſchuß

zu überweiſen .

Dieſem Ausſchuß ſind auch alle diejenigen An⸗

träge gleicher Art zu überweiſen , die in der letzten

Tagung eingebracht worden , aber unerledigt ge⸗

blieben und ſ. Z. dem Sonderausſchuß überwieſen

worden ſind .

Und zum dritten : Der Sonderausſchuß , der

bisher aus 4 Mitgliedern beſtand , ſoll künftig
6 Mitglieder zählen .

Die Anträge werden angenommen .

Sitzung

Es wird übergegangen zum

Bericht des Finanzausſchuſſes
über den Entwurf eines kirchl . Geſetzes , vorläufige

kirchliche Geſetze betr .

Berichterſtatter Abgeordneter Kroenlein : Hohe

Synode ! Es handelt ſich hier um die Vorlage VI

der Kirchenregierung , und zwar um fünf vorläufige

Geſetze , die ſeitens der Kirchenregierung erlaſſen

worden ſind und denen die Synode noch ihre Zu

ſtimmung zu geben hätte .

Zu Ziff . 1 der auf der Anlage VI verzeichneten
Geſetze : Nach dem kirchlichen Geſetz vom 22 . Juni

1921 , die Beamten der evang . - prot . Landeskirche
in Baden betr . , haben die jeweiligen ſtaatlichen

beamtenrechtlichen Beſtimmungen einſchließlich der

jenigen über die Dienſtbezüge auf die rein kirchlichen

Beamten ſinngemäße Anwendung zu finden .

Hiernach hätten die vom 1. Oktober 1927 ab für

die Staatsbeamten eingetretenen Vorſchußzahlungen

auf die künftige Beſoldungsregelung auch dieſen rein

kirchlichen Beamten gewährt werden müſſen . Da

aber zur Zeit der Einführung dieſer Vorſchuß

zahlungen für die ſtaatlichen Beamten noch nicht zu

überſehen war , ob die für dieſe Vorſchußzahlungen

an die rein kirchlichen Beamten erforderlichen Mittel

auch vorhanden ſind , mußte eine geſetzliche Vorſorge

dafür getroffen werden , daß die Beſtimmungen über

dieſe Vorſchußzahlungen auf die rein kirchlichen

Beamten nicht angewendet werden müſſen . Dies
iſ

ſeitens der Kirchenregierung durch das vorläufige

kirchliche Geſetz vom 21 . Oktober 1927 geſchehen .

8* iſt

Zu Ziff . 2: Nachdem ſich aber gegen Ende des

Jahres 1927 ergeben hatte , daß nach dem Stand

der kirchlichen Mittel ſowohl den Geiſtlichen wie den

rein kirchlichen Beamten und Angeſtellten einſchließ

lich der Ruhegehaltsempfänger und verſorgungs⸗

berechtigten Hinterbliebenen wenigſtens ein ein⸗

maliger Gehaltszuſchlag gewährt werden kann , hat

die Kirchenregierung die in S 2 des vorläufigen

kirchlichen Geſetzes vom 16 . Dezember 1927 genann

ten Zuſchläge unter dem Vorbehalt der Aufrechnung

auf eine etwa ſpäter , infolge Anderung der ſtaat

15
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ldi ſätz retende Erhöhung der

bewilligt

Zu Zifſf . 3 ſodann im Frühjahr 1928

4* 8 houn Mittol Ytshozahlun
ſtſtand , daß di zlichen Mittel die

der für di nten mit Wirkung vom 1 Ok

Vorſchüſſe an die rein

Vorſchüſſe

tober ab bewilligten

kirchlichen Beamten und ähnlicher

geſtatten ,

vom 27 .

an die Geiſtlichen wurde durch drei vor

läufige Geſetze

1. das unter Ziff .1

Februar 1928

genannte , die Anwendung

der ſtaatlick Beſtimmungen auf die rein kirchlichen

Beamten ſchränkende vorläufige kirchliche Geſetz

vom 21 . Oktober 1927 aufgehoben ;

1921

Ein

vang .

Geſetz vom 22 . Junikirck klicchen

vom

rein

2. die im

1926 geordnete

beim C

Mai

n

neuen Gruppen der ſtaatliche

Faſſung
BeamtenkEirchUrchltreihung

Oberkirchenrat in die

Beſoldungsordnunc

1927 ab ger

die außerplanmäßigen

endlich

mit Wirkung vom 1. Oktober

Vergütungsordnung für

und

ſowie diegelt ,

aufgeſtellt ;Beamten

3. mit Wirkung vom 1. Oktober 1927 ab unter

dem Vorbehalt der Ai 12 * * —
auf die ſpäter neu

feſtzuſetzenden Bezüge die Auszahlung von monat

lichen Vorſchüſſen bewilligt die betragen haben

für planmäßige Geiſtliche 30 N . I

für außerplanmäßige und im Ruheſtand be

findliche Geiſtliche ſowie für Hinterbliebene

von Geiſtlichen 20 Nl .

Der Finanzausſchuß hat dieſe fünf vorläufigen

kirchlichen Geſetze in drei Sitzungen beraten und ſie

gegen eine Stimme mit einer Ausnahme unverändert

gutgeheißen .
Dieſe Aus

eine Eingabe

Schölch vom

durch

ſchinenmeiſters Heinrich

„ der von der bisherigen

nahme war

des M

April 10

Gruppe V X 9eingereiht war und mit Be

rufung auf die Einreihung eines anderen Beamten

von Gruppe nach
C
Gruppe &8 eine gleiche Be —

handlung beantragte eſem Antrag hat der Finanz

ausſchuß ent — ohne jedoch die

weitergehenden ſche des Antragſtellers berück

ſichtigen zu können

Außerdem wurden auf Antrag des Vertreters

Oberkirchenrats in der dem unter Ziff . 4 ge —

vorläufigen kirchlichen Geſetz beigefügten

über die Einreihung der kirchlichen

Beamten in die Gruppen der ſtaatlichen Beſo

folgende

des

nannten

Überſicht rein
[ Funasldungs⸗

ördnung weitere Stellen bezw . Zuſätze

eingefü II

als f. 10 ein Bauoberinſpektor in R 4 a,

als Ziff. 12 ein Hausinſpektor des Oberkirchen

rats in A8 mit dem Zuſatz : „ Erhält eine

ruhegehaltsfähige und unwiderrufliche Stellen

zulage von jährlich 500 . / “ ,

als Ziff . 15 ein Amtsgehilfe in X 10 a,

vährend die bisherigen Ziffern 10, 11 und 12 der

Überſicht ſich dementſprechenk dern in 11,13

ind 14

Der Finanzausſchuß hat die Dringlichkeit und

zweckmäßigkeit der Erlaſſung dieſer vorläufigen

anerkannt und empfiehlt

der Anlage VI der

RI 146 IB
kirchlichen Geſetze Ihnen

die Annahme der in

ierung genannten vorläufigen

Dezember

hiernach

Vorlage der Kirchenreg

kirchlichen Geſetze vom 21 . Oktober und 16 .

1927 ſowie der drei Geſetze vom 27. Februar

mit der hinſichtlich der Überſicht getroffenen Ande

bezw . wodurch gleichzeitig dieErgänzung ,

Eingabe des Maſchinenmeiſters Schölch ihre Er

1928

rung

ledigung findet

Der Geſetzentwurf wird mit den vom Finanz

ausſchuß beantragten Anderungen angenommen .

Antrag des Volkskirchenbundes zu den kirchlichen

Fonds

Berichterſtatter Abgeordneter Fitzer :

Tagung iſt ein

Sozialiſten

letzten

evang .

dohe Synode ! Auf der

Antrag des Volkskirchenbundes

eingegangen folgenden Inhalts :

„ Die wolle durch den Verfaſſungs —

und Rechtsausſchuß prüfen laſſen , ob die auf den

badiſchen kirchlichen Fonds ruhenden kirchlichen

Verpflichtungen einzelnen Gemeinden gegenüber

auch nach der völlig veränderten Lage der Ver —

hältniſſe und Beziehungen zwiſchen Gemeinde und

1·Recht beſtehen . Die Fonds ſollen

Synode

Landeskirche zu
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zuſammengelegt , zentral verwaltet und ihr volles

Erträgnis für die Bedürfniſſe der Landeskirche

beſtimmt ſein . “

Dieſer Antrag wurde ſ. Z. von der Synode an

den Verfaſſungsſonderausſchuß verwieſen . Dieſer

hat ſich mit dieſer Materie am 21 . und 22 . März

1928 befaßt und iſt zu einer Entſchließung ge

kommen , die ich Ihnen aber wohl nicht im ganzen

Wortlaut vorzuleſen brauche , ſondern es wird ge —

nügen , wenn ich Ihnen den weſentlichen Inhalt

derſelben bekanntgebe . Es iſt da zunächſt in rech

licher Beziehung ausgeführt , daß die unmittelbaren

Fonds , d. h. der Unterländer Evang . Kirchenfonds ,

die Evang . Stiftſchaffnei Lahr und die Evang

Kirchenſchaffnei Rheinbiſchofsheim Stiftungen ſind ,

alſo ſelbſtändige juriſtiſche Perſönlichkeiten , die aus

früheren Jahrhunderten herſtammen . Es iſt weiter

in dieſer Entſchließung auseinandergeſetzt , daß die

Verpflichtungen der Fonds gegenüber den Gemein⸗

den für Pfarrhaus , Schulbau uſw . zweifellos zu

Recht beſtehen . Auf die Einzelheiten will ich hier

auch nicht weiter eingehen . Wir können wohl als

übereinſtimmende Auffaſſung des Ausſchuſſes feſt⸗

ſtellen , daß er davon ausgeht , daß an der Rechts

beſtändigkeit dieſer Verpflichtung nicht zu rütteln iſt .

In dem Antrag iſt aber nicht nur gewünſcht ,

daß ein Aufſchluß darüber gegeben wird , ob über

das Zuſtandekommen dieſer Rechtsverpflichtung ein

Zweifel beſteht , ſondern es iſt insbeſondere auch

darauf hingewieſen worden , wie die Rechtslage ſich

jetzt geſtaltet hat infolge der Veränderung der Ver —

hältniſſe in dem Laufe der Jahrhunderte . Darüber

iſt allerdings in dieſer Entſchließung eine Auskunft

nicht gegeben , und es war im jetzigen Verfaſſungs —

ausſchuß die Frage zu prüfen , ob man dem Antrag
des Volkskirchenbundes weiter nachgehen und prüfen

ſoll , wie ſich die Rechtslage dieſer Körperſchaften

gegenüber den Gemeinden weiterhin ausgeſtaltet hat .

Wir haben uns darüber des längeren und breiten

unterhalten , wir ſind aber zu keinem übereinſtimmen⸗

den Ergebnis gekommen . Die Ausſprache war an

ſich rechtlich ſehr intereſſant ; aber ſie hat doch er —

geben , daß wir wohl nicht in der Lage ſind , vom

Ausſchuß aus ohne Nachprüfung der weiteren Unter

Achte Sitzung . 103

lagen dieſe Frage entſcheidend und eingehend zu

erledigen .

Ich weiſe von vornherein darauf hin , daß eigent —
lich der Antrag aus zwei Teilen beſteht . Der letzte

Satz hat mit dem Anfangsſatz an und für ſich

eigentlich nichts zu tun ; man hätte ſagen können :

Abſ . 1 und 2. Denn dieſer letzte Satz verlangt eine

Zuſammenlegung der Fonds und dieſe Frage kann

ja ganz ſelbſtändig von der anderen Frage erledigt

werden , die den erſten Teil des Antrags ausmacht

Wir ſind im Ausſchuß zu dem Ergebnis gekommen ,

daß dem Antrag des Volkskirchenbundes nicht ſtatt

gegeben werden kann . Der Antrag iſt mit 7 gegen

1 Stimme abgelehnt worden bei 3 Enthaltungen .

Ich will noch ganz kurz den Standpunkt dar

legen , der zu dem zweiten Teil des Antrags zuſtande

gekommen iſt . Er deckt ſich mit dem , was der Sonder

ausſchuß geſagt hat ; er geht nämlich dahin : Es

empfiehlt ſich nicht , die Bezirksverwaltung der un

mittelbaren Fonds in einer Stelle zuſammenzulegen

Da es für eine wirtſchaftliche Verwaltung erforder —

lich iſt , daß die damit unmittelbar betrauten Beamter

ſich in der Nähe des Sitzes aufhalten können , um

die örtlichen Verhältniſſe zu beobachten und ſich die

erforderliche fortlaufende Kenntnis über die Markt

und Preislage zu verſchaffen , würde eine zentrale

Bezirksverwaltung wahrſcheinlich teuerer kommen als

die Verwaltung , wie ſie jetzt beſteht . Dabei iſt

durchaus erwägenswert , ob nicht vielleicht eine Ver

waltungsſtelle eingeſpart werden kann Dieſe

letztere Auffaſſung hat ſich die Mehrheit des Aus

ſchuſſes zu eigen gemacht .

Der Geſamtantrag des Ausſchuſſes geht dahin ,

den Antrag des Volkskirchenbundes abzulehnen .

Abgeordneter Eckert : Ich möchte meinem Er⸗

ſtaunen darüber Ausdruck geben , daß der Herr

Berichterſtatter , obwohl er ſelbſt die Ungeklärtheit

der Rechtslage betonte und obwohl er ſelbſt dafür

iſt , daß unſer Vorſchlag weiter behandelt und die

Rechtsbeſtändigkeit nachgeprüft wird , der Synode

trotzdem die Ablehnung unſeres Antrags empfiehlt .

Wir möchten ſehr bitten , daß unſer Antrag zur

weiteren Behandlung an den Sonderausſchuß zurück

15 *
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verwieſen wird . Wir ſtellen hiermit einen diesbezüg

lichen Antrag

Der Abänderungsantrag Eckert wird ange

nommen .

Dann wird aufgerufen zum Bericht des Rechts

ausſchuſſes über die

Eingabe des Religionslehrers Godelmann in

Heidelberg .

Berichterſtatter Abgeordneter Hofheinz : Hohe

Synode ! Ihrem Rechtsausſchuß war eine Eingabe

des Religionslehrers Godelmann in Heidelberg

überwieſen , über deren Erledigung ich Ihnen zu

berichten habe . Es handelt ſich um folgendes :

Eine Tochter Godelmanns hatte am 18 . Juli

1923 das 16 . Lebensjahr erreicht und konnte von da

ab die Kinderzulage nach den geſetzlichen Beſtim

mungen nur dann erhalten , wenn ſie ſich in Aus⸗

bildung zu ſelbſtändigem Lebensberuf befand . Die

Kinderzulage wurde weiterbezahlt auf den Bericht

des Vaters , die Tochter befinde ſich in der Aus —

bildung zur Muſiklehrerin . Im Jahre 1927 ſtellte

ſich dann heraus , daß Irma Godelmann nur eine

Stunde wöchentlich Muſikunterricht erhielt . Das

wurde vom Oberkirchenrat nicht als Berufsausbil

dung anerkannt ( Sehr richtig ! ) und auch vom Herrn

Dr . Poppen demgemäß begutachtet . Es war alſo die

Kinderzulage zu Unrecht bezahlt worden und der

Vater erſatzpflichtig für 872 N . 1 . ( Hört ! hört ! )

Godelmann hatte nun eine Nachzahlung von

132 / , für Überſtunden zu erhalten und der

Oberkirchenrat hat angeordnet , daß dieſer Betrag

nicht in bar ausbezahlt , ſondern auf die Schuld von

872 N / verrechnet werde . Godelmann ſieht in der

Rückforderung von 872 N einen Rechtsirrtum ,

um deſſen Korrektur er die Synode bittet . ( Ab

geordneter D. Frey : Man kann auch ſo ſagen ! )

Ihr Ausſchuß iſt ohne Widerſpruch der Anſicht

geweſen , daß in der Tat die Kinderzulage für die

Irma Godelmann ſeit Vollendung des 16 . Lebens⸗

jahres zu Unrecht bezahlt worden iſt . Wenn aber der

Vater mit der vom Oberkirchenrat beabſichtigten Art

der Regelung der teilweiſen Rückzahlung nicht ein⸗

verſtanden war , ſo war es ihm unbenommen , ſich

Sitzung

an den Oberkirchenrat zu wenden . Bezüglich der

Vorausſetzungen zur Auszahlung der Kinderzulage

hielt der Ausſchuß peinliche Einhaltung der geſetz

lichen Beſtimmung für notwendig .

Aus allen dieſen Erwägungen heraus unter

breitet Ihnen der Rechtsausſchuß den Antrag :

über die Eingabe des Religionslehrers Godel⸗

mann zur Tagesordnung überzugehen .

Angenommen bei 8 Enthaltungen

Berichte des Hauptberichtsausſchuſſes :

a. Eingabe des Landesjugendpfarrers Wolfinger ,

den Urlaub der Jugendlichen betr .

Berichterſtatter Abgeordneter Vath : Ich brauche

vielleicht bloß den Schluß der Eingabe vorzuleſen

Es handelt ſich um eine Reſolution , die die Evang

luth . Landesſynode von Sachſen gefaßt hat und die

ſich empfehlend ausſpricht für die geſetzliche Ein

führung angemeſſener bezahlter Urlaubszeit für die

geſamte erwerbstätige männliche und weibliche Ju

gend . Der Landesjugendpfarrer Wolfinger ſchreibt

dazu :

„ Da der kommende Reichstag ſich vorausſicht

lich mit der Frage einer geſetzlichen Regelung

der Freizeit der Jugendlichen beſchäftigen wird ,

wären wir einer Hohen Landesſynode außer

ordentlich dankbar , wenn ſie durch eine ähnliche

Entſchließung die Freizeitforderung der deutſchen

Jugendverbände unterſtützen wollte . “

Die Landesſynode darf an dem Streben der

deutſchen Jugendverbände zur Erreichung einer

geſetzlichen Feſtlegung einer bezahlten Urlaubszeit

für die Jugendlichen beiderlei Geſchlechts nicht acht

los vorübergehen .

Es trat bei der Ausſprache Ihres Ausſchuſſes

über die Eingabe klar zutage , daß nicht immer in

Betrieben , Geſchäften und Bureaus die durch das

Geſetz feſtgelegte Arbeitszeit gerade den Jugend

lichen gegenüber beachtet wird , daß je länger deſto

mehr vielfach von einer geradezu geſundheitsſchäd —

lichen Ausnützung der Kräfte derſelben geſprochen

werden muß . Auf dieſe Tatſache hinzuweiſen , iſt

Pflicht des religiöſen Gewiſſens .
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Die badiſchen Jugendverbände haben Heime für

eine ſolche Freizeit , die die Jugend kräftigen ſoll

an Leib und Seele . Denn auch das iſt ſelbſtver

ſtändlich , daß eine ſolche Urlaubszeit der heran

reifenden Jugend erſt dann ihren vollen Zweck er

füllt , wenn mit der körperlichen Erholung Hand in

Hand auch eine ſittliche Kräftigung geht . Es gilt ,
dieſe Heime auszubauen und in Schutz zu nehmen .

Es iſt hier die Mitarbeit beſonders der großen

Kirchengemeinden des Landes ebenſo notwendig wie

das lebendige Verſtändnis der Glaubensgenoſſen

Aus dieſen Gedankengängen heraus iſt die Kund

gebung geboren , die ich Ihnen jetzt verleſe und deren

Annahme ich beantrage :

Die Landesſynode lenkt das Augenmerk der

Offentlichkeit auf die Not der Lehrlinge ſowie der

jugendlichen Arbeiter und Arbeiterinnen , die ohne
Ferien und ausreichende Freizeit ſchweren Ge

fahren Leibes und der Seele ausgeſetzt ſind . Die

Synode unterſtützt den Reichsausſchuß Deutſcher

Jugendverbände in ſeinen Forderungen , daß
durch reichsgeſetzliche Regelung der Jugend be⸗

zahlter Urlaub geſichert wird . Die Landesſynode
bittet die Kirchengenoſſen , alle Jugendpflegeorga⸗
niſationen darin zu unterſtützen , daß die Ferien⸗
heime für eine billige , Körper und Seele er⸗

friſchende Freizeit für die erwerbstätige Jugend

ausgebaut werden können .

So weit die Kundgebung . Mit dem Antrag auf
Annahme dieſer Kundgebung richtet der Haupt⸗

berichtsausſchuß an den Oberkirchenrat noch zwei

Bitten .

Die eine geht dahin , daß der Oberkirchenrat die

Jugendpfarrer beauftrage , eine Unterſuchung dar⸗

über anzuſtellen , in welchem Ausmaß heute in Ge⸗

ſchäften und Betrieben die Kräfte der Jugendlichen
über Gebühr in Anſpruch genommen werden .

Die andere erſucht den Oberkirchenrat , auf ihm

geeignet erſcheinende Weiſe beim Gewerbeaufſichts —
amt dahin vorſtellig zu werden , daß dieſes durch

ſeine Organe unausgeſetzt für Durchführung der

geſetzlichen Schutzbeſtimmungen für die Jugend

ſorgt .
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Abgeordneter Bender⸗ - Mannheim : Hohe Synode !

Die Dinge , um die es bei dieſer Entſchließung geht ,

werden allmählich ſpruchreif . Ein Zeichen dafür iſt

die Tatſache , daß zu der Entſchließung , die vom

Reichsausſchuß deutſcher Jugendverbände in Kaſſel

1925 gefaßt worden iſt , inzwiſchen eine große Schar
von Organiſationen ſich entſchloſſen bekannt haben ,
von kleinen und rein weltlich orientierten Verbänden

an bis hin zum Zentralausſchuß für Innere Miſſion .
Es iſt eine Frage , die ja nicht nur die Kirche

zunächſt , ſondern ebenſoſehr den Staat als Volks⸗

ganzes überhaupt angeht . Denn wir ſtehen vor der

Tatſache , daß 75 —85 / aller Jugendlichen zwiſchen
14 und 18 Jahren beruflich tätig ſind und nur der

kleine Reſt , der noch bleibt , 25 — 15 / ( die Zahlen

ſchwanken ) ſich auf Höheren Lehranſtalten und auf

Fach⸗ oder Berufsſchulen befindet . Wenn wir nun

bedenken , daß denjenigen , die zu der letzteren Gruppe

gehören , im Jahr durchſchnittlich 80 Ferientage

gewährt ſind , weil ſie eben Schüler ſind , daß da⸗

gegen die gewaltige Zahl der übrigen Jugendlichen

zum größten Teil von allen Ferien ausgeſchloſſen

iſt , ſo iſt es eine Frage der Gerechtigkeit , ob nicht

die Offentlichkeit darauf achten müßte , daß auch für

dieſe jungen Menſchen etwas geſchieht .
Die Sachlage iſt heute um ſo ernſter , als ja die

Jugendlichen dieſes Alters und der folgenden Jahr

gänge durch die Kriegs - und Mangeljahre hin —

durchgegangen ſind . Alle ärztlichen Unterſuchungen

beſtätigen es immer wieder aufs neue , daß die

Zwiſchenzeit die Mängel nicht hat beſeitigen können ,

die ſich aus jener ſchweren Zeit gerade beim heran —

wachſenden Geſchlecht geltend machen mußten . Wenn

wir denken , daß kleinere Staaten als das große

Deutſche Reich , daß Sſterreich , Polen , Finnland

ſchon Urlaub für Jugendliche geſetzlich feſtgelegt

haben , dann iſt es an der Zeit , daß wir in Deutſch⸗
land dieſer Sache energiſcher nähertreten , als das

bisher geſchehen iſt .
Ein nicht minder großes Gewicht als auf die

körperliche Erholungsmöglichkeit legen wir freilich

auf die ſeeliſche Erholung und auf die geiſtige Be⸗

einfluſſung , die während dieſer Urlaubszeit erfolgen

muß .
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Es ſind , ſoviel eine Statiſtik gezeigt hat , in

Deutſchland etwa 250 000 Plätze in den jetzt ſchon

vorhandenen Jugendheimen frei , in denen Jugend

liche während ihrer Ferien gleichzeitig untergebracht

werden können , und es iſt kein Zweifel , daß , wenn

vir erſt einmal an eine geſetzliche Regelung der

Urlaubsfrage herankommen , noch mehr nach dieſer

Seite hin geſchafft werden kann

Einen Augenblick möchte ich Ihr Augenmerk auch

darauf lenken , daß ein großer Unterſchied darin

beſteht , wie von den Wirtſchaftskreiſen bisher dieſe

Dinge angefaßt worden ſind . Man hat in Wirt

ſchaftskreiſen geſagt : wir ſind bereit , denen , die zu

der zweiten Gruppe der Jugendlichen , von 16 —18

Jahren , gehören , einen entſprechenden Urlaub zu

gewähren ; man verweigert ihn aber bisher durch

gängig der anderen Gruppe von 14 —16 Jahren .

Wir ſind der Meinung , daß gerade das umgekehrte

Verfahren das richtigere wäre , daß für die erſte

Gruppe , für die Jugendlicheren unter den Jugend

lichen , der Urlaub größer ſein müßte als für den

anderen Teil . Ich hoffe , daß dieſe Erkenntnis unter

dem ſtarken Einfluß , den man gerade ärztlicherſeits

neuerdings auf die Dinge nimmt , ſich auch durch —

ſetzen wird , und daß die Wirtſchaft , die ja ſelbſt das

allergrößte Intereſſe daran hat , einen körperlich und

ſeeliſch tüchtigen Arbeiterſtand zu bekommen , ſich den

Notwendigkeiten nicht verſchließt , die wir von Volks

ſeite und von Kirchenſeite her in dieſen Dingen

erblicken müſſen . Es iſt ja immer ſo geweſen , daß

die Wirtſchaft ſich gegen die Einführung wichtiger

allgemein ſozialer und hygieniſcher Maßnahmen zu⸗

nächſt geſträubt hat . Es iſt ſo geweſen , als das

Verbot oder die Beſchränkung der Kinderarbeit ein —

geführt wurde ; es iſt ſo geweſen inbezug auf die

Frauenarbeit ; es iſt ſo geweſen bei der Verkürzung

der täglichen Arbeitszeit , bei der geſetzlichen Feſt

legung der Sonntagsruhe und all dieſen Dingen .

Und nachher hat man doch nachgeben können und

ſchließlich doch dieſen vernünftigen und berechtigten

Forderungen gegenüber eine verſtändige Haltung

mehr und mehr gefunden . Wir hoffen , daß eine

Frage von ſolcher Tragweite für die Zukunft unſeres

Volkes auch in der Wirtſchaft weiter das nötige Ver —

ſtändnis finden wird . Man darf ja darauf hinweiſen ,

daß große induſtrielle Unternehmungen , wie die

Siemenswerke in Berlin , einen ſchönen Anfang nach

dieſer Seite hin ſchon gemacht haben und ihn frei

willig gemacht haben , ohne daß eine geſetzliche Feſt

dieſer Dinge bisher erfolgt iſt .

Ich möchte hoffen , daß nicht nur der Antrag ,

den wir geſtellt haben und der das Augenmerk der

Offentlichkeit auf dieſe Dinge lenken will , ſondern

auch die beiden begleitenden Wünſche , die wir an

die Kirchenbehörde gerichtet haben , uns in dieſem

Stück etwas voranbringen , daß vor allen Dingen

auch das Gewerbeaufſichtsamt ſein Augenmerk klarer

auf die Mißſtände richtet , die in unſerem Ausſchuß

beſonders auch vonſeiten ſolcher Abgeordneten , die

im Betriebsleben ſtehen , ſelbſt Geſchäfte führen und

Fabriken vorſtehen , zugegeben und bedauert worden

ſind . Dieſe Mißſtände , die ſich in einer mangelhaften

Ausführung der jetzt ſchon beſtehenden geſetzlichen

Beſtimmungen offenbaren , ſollten gemindert und

behoben werden , ehe noch die geſetzliche Regelung

dieſer Dinge weitere Fortſchritte gemacht hat .

Wir können den Antrag nur dringendſt zur

Annahme empfehlen

legi

Die Kundgebung mit den vom Ausſchuß daran

geknüpften Bitten wird einſtimmig angenommen .

b. Anfrage des Abgeordneten Wagner , die Ver

wendung von Religionslehrern ohne die übliche

Vorbildung betr .

Berichterſtatter Abgeordneter Vath : Der Syn

odale Wagner ſtellte im Hauptberichtsausſchuß die

Anfrage , ob es zutreffe , daß für den Fortbildungs

religionsunterricht in Mannheim und St . Märgen

von der Kirche Lehrkräfte angeſtellt ſeien , deren Vor

bildung eine ungenügende ſei . Da die Beantwortung

dieſer Anfrage auch über den Ausſchuß hinaus von

Intereſſe iſt , gibt der Bericht auch der Synode eine

kurze Darſtellung des Sachverhalts .

In Mannheim handelt es ſich um eine Dame ,

die abgeſchloſſene Töchterſchulbildung beſitzt und auf

der Miſſionslehrerinnenſchule in Freienwalde für

Ausübung des Lehrerinnenberufs auf dem Miſſions⸗

felde vorgebildet iſt . Ihr Zeugnis iſt gut , ihr Unter⸗
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richt iſt verſchiedentlich geprüft worden und gibt nur

zur Anerkennung ihres Fleißes und ihrer Leiſtungen

Anlaß . Ihre Vorbildung iſt zwar nicht die übliche ,

muß aber zweifellos als durchaus genügend be —

zeichnet werden . Der Anfrageſteller erklärte ſich

durch die Auskunft hierüber befriedigt

Ebenſo über die nächſte . In St . Märgen handelt

es ſich um einen als Aushelfer im Pfarrdienſte an

geſtellten Miſſionar , der nur nebenamtlich verwendet

wird

Die Herren Vertreter des Oberkirchenrats er

klärten bei der Beantwortung dieſer Frage aus

drücklich , daß es der Kirche fernliege , die Ausbildung

von Lehrkräften ſelbſt in die Hand zu nehmen , daß

ſie nach wie vor rechne auf die Mitwirkung der

badiſchen evang . Lehrerſchaft auch bei der Erteilung

des Religionsunterrichts in der Fortbildungsſchule

und daß ſie , wo die Möglichkeit ſich biete , auch der

Not der Junglehrerſchaft gerne begegne .

Keine Wortmeldung

c. Anfrage des Abgeordneter Wagner , die Anſtellung

von Religionslehrern an den Lehrerbildungsanſtalten

betr .

Berichterſtatter Abgeordneter Vath : Die Anfrage

wollte Aufklärung darüber , ob die Religionslehrer
der erwähnten Anſtalten Nebenlehrer bleiben , oder

ob hauptamtliche Kräfte angeſtellt werden ſollen . Es

handelt ſich dabei um die Lehrerbildungsanſtalten
in Karlsruhe und Heidelberg . Der Oberkirchenrat

gab ſeine Antwort dahingehend , daß in beiden An

ſtalten der Unterricht in bewährten Händen ſei , daß

aber die Anſtellung hauptamtlicher Kräfte zu er

ſtreben ſei , deren Beſoldung allerdings leider nur

zu Laſten der Landeskirche gehe . Schwieriger ſind

die Verhältniſſe in Freiburg , wo nur vier evan —

geliſche junge Leute der Anſtalt auf ausdrücklichen

Antrag der Eltern zugewieſen ſind . Es iſt gewiß

zu beklagen , daß die Lehrerbildungsanſtalt dieſer

Stadt in der Hauptſache der evangeliſchen Jugend

des Oberlandes verſchloſſen iſt . Es liegt aber in

dieſer Tatſache durchaus nicht etwa die Gefahr , daß

damit auch die Ergreifung des Lehrerberufs für die

ſüdbadiſchen Proteſtanten erſchwert ſei . Es ſollten
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unſere evang . Gemeinden immer wieder darüber auf —

geklärt werden , daß tüchtige junge Leute , die den

Lehrerberuf erwählen wollen , ſo gut wie koſtenlos

ſtudieren können .

Es meldet ſich niemand zum Wort .

d. Artikel des Evang . Gemeindeblattes Mannheim

zur Miſchehenfrage .

Berichterſtatter Abgeordneter Vath : Ich komme

zum 20 . und letzten Bericht des Hauptausſchuſſes
für dieſe Tagung , nämlich über einen Artikel des

Evang . Gemeindeblattes für die Stadt Mannheim

zur Miſchehenfrage .

Der Synodale Bender brachte einen Artikel des

Evang . Gemeindeblattes für die Stadt Mannheim

( Nr . 16 vom 15 . April 1928 ) zur Verleſung , der

ſich mit Richtlinien für ein evangeliſches Eherecht

befaßt . Der Artikel lautet :

„ Die Verluſte der evangeliſchen Kirche durch

Miſchehen mehren ſich in erſchreckendem Maße .

Es iſt allerhöchſte Zeit , daß durchgreifende Maß

nahmen ergriffen werden , um der Laxheit und

mangelnden Treue hinſichtlich der Eheſchließung

und Kindererziehung in der evangeliſchen Kirche

zu ſteuern . Auf die Dauer wird die Leitung auch

unſerer badiſchen evangeliſchen Landeskirche nicht

darum herumkommen , einmal klipp und klar ihr

evangeliſches Eherecht zu fixieren . In höchſt be

achtenswerter Weiſe hat dies für Bayern das

bisherige Mitglied des Evangeliſchen Landes

kirchenrates Geh . Oberkirchenrat D. Boeckh ( Mün

chen ) getan . Wir finden aus ſeiner Feder in der

Nummer vom 25 . März der „ Münchener Neueſten

Nachrichten “ unter dem Titel „ Das evangeliſche

Eherecht “ folgende höchſt beachtenswerte Aus

führungen , die im weſentlichen die evangeliſchen

Grundſätze und die auf die Dauer unentrinnbaren

Mindeſtforderungen der evangeliſchen Kirche an

ihre Glieder hinſichtlich der kirchlichen Trauung

und Kindererziehung ausſprechen . Meines Er⸗

achtens würde es ſich empfehlen , dieſe Boeckhſchen

Ausführungen auf der nächſten Landesſynode in

irgendeiner Form zum Geſetz oder zur Verord

nung zu erheben und ſie in die Hände aller derer
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JNJ1. Jede nach dem Bürgerlichen Geſetzbuch

geſchloſſene Ehe wird evangeliſcherſeits als rechts

gültig anerkannt ohne Rückſicht darauf , ob die

Kirche beim Abſchluß der Ehe mitgewirkt hat oder

nicht , auch die Miſchehe . Bei der Mitwirkung der

Kirche handelt es ſich lediglich darum , die ge

ſchloſſene Ehe unter Handauflegung und Gebet

im Namen Gottes und im Auftrag der Gemeinde

zu ſegnen . Die Kirche muß aber von Ehepaaren ,

deren Glieder zur chriſtlichen Gemeinde gehören ,

verlangen , daß ſie die Zugehörigkeit zur Gemeinde

auch dadurch bekennen , daß ſie die Fürbitte der

Gemeinde begehren , den Segen der Kirche ſich

erbitten und ihr gemeinſames Lebenswerk unter

die chriſtliche Lebensordnung zu ſtellen öffentlich

verſprechen .

2. Ehen , die die kirchliche Trauung ver

ſchmähen , verlieren nach dem evangeliſchen Ehe —

recht nicht den Charakter der rechtsgültigen Ehe ,

ſind aber Gegenſtand der Seelſorge , daß nach

geholt werde , was verſäumt worden iſt .

3. Die Ehe iſt nach evangeliſchem Eherecht

nicht bloß eine natürliche Lebensgemeinſchaft . Die

Lebensgemeinſchaft wird erſt dann vollkommen ,

wenn ſie eine Gemeinſchaft des Glaubens und

des Geiſtes iſt . Die Unterſtellung unter die chriſt —

liche Lebensordnung , die die Kirche von jedem

Ehepaar fordern muß , hat als Vorausſetzung die

gemeinſame chriſtliche Lebensanſchauung , das re —

ligiöſe gemeinſame Bekenntnis . Erſt von dieſer

Gemeinſchaft aus gelangt die Ehe zu der inneren

Einheit , die wahrhaft beglückt und ſtark macht .

1. Die Miſchehe , die dieſe innere Einheit hin

dert , iſt für die evangeliſche Kirche eine unwill⸗

kommene Erſcheinung , von der ſie dringend ab

raten muß

5. Ein Ehehindernis ſieht das evangeliſche Ehe —

recht in der Konfeſſionsverſchiedenheit nur dann ,

wenn eine Ehe zwiſchen Chriſten und Nichtchriſten

abgeſchloſſen werden will

6. Die evangeliſche Kirche erkennt wohl die in

der katholiſchen Kirche getraute Ehe als chriſtliche

Ehe an und lehnt darum die Wiedertrauung

katholiſch getrauter Paare ab

7. Sie nimmt aber diejenigen Gemeinde

glieder in kirchliche Zucht , die durch eine religiöſe

Bindung irgendwelcher Art ( ſei es durch Eid oder

durch Unterſchrift oder durch mündliche , dem

katholiſchen Prieſter gegebene Zuſtimmung oder

durch Zuſtimmung zur Eidesleiſtung des anderen

Teils ) ihre Familie einer anderen Konfeſſion zu —

führen .

8. Wer ſich durch religiöſe Bindung irgend

welcher Art verpflichtet , auf die religiöſe Erzie

hung ſeiner Kinder zu verzichten , verzichtet darum

auch auf die gottesdienſtliche Feier ſeiner Ge

meinde , die ſonderlich ein Bekenntnis der Treue

zur Gemeinde Jeſu Chriſti iſt , verzichtet auf den

Dienſt ſeiner Kirche an Sarg und Grab , geht aller

kirchlichen Ehrenämter verluſtig . Wo die religiöſe

Bindung irgendwelcher Art an eine andere Kon

feſſion fehlt , tritt nur das letztere ein

ſ

9. Die evangeliſche Kirche verlangt nicht , daß

Eheleute ein ſich gegenſeitig gegebenes Verſprechen

brechen ; ſie kann es aber nicht ertragen , daß eines

ihrer Glieder auch nur in einem einzigen Stück

des Lebens ( Kindererziehung ) an eine andere

Konfeſſion , die ihr nicht verwandt iſt , in ſeinem

Gewiſſen gebunden iſt , und muß darum die

Löſung dieſer Bindung verlangen

10 . Der evangeliſchen Kirche iſt der eheliche

Friede heilig . Sie verſchmäht es darum , in zu

ihren Ungunſten abgeſchloſſene Ehen beunruhigend

einzudringen , wenn auch der ihr zugehörige Teil

der ſeelſorgerlichen Pflege ſeines Glaubenslebens

darum beſonders befohlen iſt , weil er ſtändig

bedroht erſcheint .

11 . Die evangeliſche Kirche verſagt ſich keinem

ihrer Glieder in Leibes - und Seelennot , wenn

nur das offene Eingeſtändnis der Verfehlung

gegen die Treupflicht nicht fehlt . Damit treten

alle Zuchtmaßnahmen außer Kraft . “
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tiſch reden . Das recht gt das Eingehe

auck Synode auf d lrt des Mannheime

Es iſt ſelbſtverſtändlich , daß wir, am Ende eine

rmüd en Ta ſtehend , nicht auf Einzelfragen

eines ſolchen Eherechtes eingehen können . Da hie

ab weifellos d Uiche Frage vorlie bittet

der Ausſchuß die Synode ,

den erwähnten Artikel dem Oberkirchenrat als

Material zu übermitteln und ihn zu erſuchen ,

möglichſt bald Richtſätze auszuarbeiten für ein

evangeliſches Eherecht

zepräſident Wilhelm Schulz : Wird dazu das

Wort gewünſcht ? Ich darf darauf hinweiſen , daß

teſer rtikel des Nannzein er Gemeindeblattes die

Aufſtellungen bringt , welche zuerſt in einer Nummer

der „ Münchener Neueſt en Nachrichten “ geſtanden

haben , und es ſteht dort auch eine entſprechende

erlautbarung von katholiſcher Seite . Ein Jeſuit

hat die katholiſchen Sätze formuliert , und ein pro

teſtantiſcher Konſiſtorialrat die andern ie Dinge

ſind zweifellos wichtig

Abgeordneter Dr . Dietrich : Es ſcheint ein Mif

verſtändnis vorzuliegen . Der Berichterſtatter

ausgeſprochen , daß der Oberkirchen

18Sarbeite . Können dieſe Richtlinien

veröffentlicht werden , ohne daß ſie dem Rechtsaus

ſchuß oder der Synode vorgelegt werdend Wenn

das der Fall wäre , könnten wir die Sache ſo ſchnell

hier nicht erledigen . Wenn erung

ſo gefaßt wird , daß Richtlinien vom Oberkirchenrat

ausgearbeitet und dem von der Synode eingeſetzten

Rechtsausſchuß vorgelegt werden ( Zuruf ) oder

dem Hauptausſchuß oder der Synode vorgelegt

5i Normite FForm

erden , dann könnten wir damit einverſtanden ſein

Wir wollen aber dem Oberkirchenrat nicht ohne

veiteres etwas überlaſſen , was von der Synode

nicht nachgeprüft werden kann

Abgeordneter D. Frey : Dieſer Gegenſtand wird

der nächſten Zeit noch vielfach beſprochen werden

er wird vom Ausſchuß als wichtig anerkannt und

wir werden dem ja zweifellos auch zuſtimmen . Wäre

es denn da nicht angebracht , ſtatt daß wir jetzt ein

zwei Jahre warten , bis der Oberkirchenrat

von ſich hören le daß man einmal dieſen

el uns oder denj
t˖

nigen , die dafür Intereſſe

zur Verfügu tellt ? Da er vorhin natur

ſchnell — en worden iſt , haben wir

hn doch nicht ſo aufnehmen können , wie es der

e

ſ

Bedeutung der Sache entſpricht . Ich möchte alſo

dem Wunſch Ausdruck verleihen , daß Artikel

uns als Material zur Verfügung geſtellt wird .

Vizepräſident Wilhelm Schulz : Wir wollen doch
i

in der wir uns geſchäftsordnungs

klar erfaſſen . Es iſt der Antrag

geſtellt , den Oberkirchenrat zu bitten , Richtlinien

auszuarbeiten . Eben wurde darauf hingewieſen , daß

das einſchließen könnte , daß dieſe Richtlinien fertig

geſtellt werden , ohne daß die Synode oder die

Rechtskommiſſion ſich dazu äußern könnte . Will ein

Antrag geſtellt werden in dem Sinne wie vorhin

der alſo dem entgegenſteht , was die Kommiſſion

beſchloſſen hat ?

Abgeordneter Dr . Dietrich : Es iſt kein Gegen

antrag , den wir ſtellen wollen, ſondern man könnte

och dieſe paar Worte anfügen . Dann könnte wohl

wie ich ſehe , die ganze Sache einſtimmig angenommen

werden . ( Abgeordneter D. Frey : So eilt es nicht . . .

Abgeordneter Ernſt Schulz : Ich ſtelle den

Ergänzungsantrag , es ſollen dieſe Richtlinien vom

Oberkirchenrat ausgearbeitet und der nächſten Syn

ode vorgelegt werden . ( Zuruf : Einverſtanden ! )

Der Antrag Ernſt Schulz wird einſtimmig an

genommen

Die Sitzung wird darnach mit einem Schlußgebet

des Abgeordneten Koppert geſchloſſen
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